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az. Die von den h uſammenge ſeapſt wenn wir bei nüchterner Erwägung in Rechnung ſ das Heer derjenigen ges nilber, die aus Krieg und Recht rufene Ja ualveriemgirn hat ihre Aufgaben er ſtellen müſſen, daß eine Reihe unſicherer Kantoniſten, volntion jene klare E. enntnis gewonnen Jeven, die
rag füllt: den Frieden zu ſchließen und dem deutſchen die ſeinerzeit glauben mochten, eine ſozialiſtiſche Re zu tatkräftigem Fortſchren nach ſozialiſtiſchen Zielen

Volke eine Verfaſſung zu geben. Damit äſt aber gierung könne Kornfelder aus dem Boden ſtampfen, notwendig iſt.S auch der Zeitpunkt gegeben, der uns zu der Frage be Heute wieder auf die rechte Seite fallen. Fhnen ſteht Darum nochmals: Wir fordern Neuwahlen!
rechtigt, wann das Parlament ſi aufzulöſen gedenkt
und wann die Wahlen zum ordentlichen Reichstag ſtatt
finden ſollen. Es hat den Anſchein, als wenn die Wei-

7 marer Verſammlung noch keine rechte Luſt beſäße, indie Gefilde der Seligen e es ſcheint beſonders b n b ß
bei den bürgerlichen Parteien die Neigung zu beſtehen

e
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die Nationalverſammlung in ihrer heutigen Zuſam- Serlin, 22, Juli. (WTVB.) Die „Deutſch Jin, 22. je Allgemeine Zei ſich nach Feldkirch zu begeben. Er trifft dort mit demehe nſerogitee r Preſſe hebt s tung ſchreibt r v rttie 214 des h des chets ekretär Bauer zuſammen. Staatskanzler Renner

l et on S T n a r n r rbar ſeien, da über das Schickſal der Gebiete, deren Zu warte tie dent de Kommiſſion für dieſe Angelegenheit ſeit Vor ſeiner Abreiſe erklärte er einem Vertreter der
gehörigkeit durch Volksabſtimmung beſtimmt werden m in P a z ohne z die n vi et e r n ger

i t jiberhaupt ernannt ſeien. Es eine unſagbar harte Probe, bein ort ist s drtns gefanen ſt. wir tonnen merkt das Vlatt dezu, auf die hier wieder einmal armes würden doppelt und dreifach S DeutſchOeſter
Volk geſtellt wird. Druckm ttel hat es nicht mehr, um ſeinen Söhnen reich verliere zwei Fünftel ſeiner Bevölkerung und in

einen fadenſcheinigen Vorwand ſelbſt zu helfen, nachdem alle Er nnerungen bei der Entente ſelbſt, wirtſchaftlicher Beziehung acht Neuntel ſeiner Erwerbs-
erblicken und möchten ganz energiſch dafür eintreten, zuletzt bei der Erklärung, den Frieden unterzeichnen zu wollen, quellen. Montag tritt in London der interalliierte

und bei der Unterzeichnung ſelbſt, nur tanbe Ohren gefundendaß an die Ausſchreibung von Neuwahlen ſo ſchnell als haben. Vielleicht z Kule denkenden Rentralen, vielleicht e n r en er a
möglich herangegangen wird. Die jetzige Nationalver-anch denen in den bisher feindlichen Ländern, die das Geſühlſammlung iſt das Produkt einer Zeit, die, ſo kurz ſie L Kulturgemeinſchaft er Menſwen noch nicht verlore Staaten verhandeln ſoll. Dieſe Zuſammenkunft iſt
auch zurückliegt, doch mit der heutigen nicht mehr zu haben. das Gew ſſen, wenn ſie zwiſchen Siegen und Revuen an nach Unterzeichnung des Friedensvertrages durch
vergleichen iſt, und es iſt ſehr zu bezweifeln, ob die die Qualen denken, unter denen immer noch, unnötig und den Deutſchland verabredet worden. Auf der Konferenz ſind

ſammengeſetztes ergeben wird. Wir leben in einer Zeit, Verſailles, 22. Juli. Ferner drahtet WTB.: Die durch Hoover und Frankreich durch den Unterſtaats-
in der ſich nicht nur die wirtſchaftlichen Verhältniſſe deutſche Regierung hat geſtern Miniſterpräſident Clemenceau er ſekretär im Ernährungsminiſterium Vilgrain, der

We Bewußtſeln et um bald ge Mitellung beireſfend nd morgen Rad So en gergherver z 9wS eitpunkt des Zu teitts der Kam 127 un abgehaltenen 4verſchieben, in der ſich auch das öffent e n SMit noch ie dageme jener et t ſrberung der Arſegsgefangenen erſucht und däbei darauf hinge Arbeiterverſammlun en ſprach der StaatsſekretäDieſer Prozeß, der lange noch nicht beendet iſt, beſchei- wiefen, deß Herr Tlemencean bereits am 26. Mai d. J. ver gen ſprach auch der StaatsſekretärAe, det darüber, in welchem Verhältnis die öffentliche Mei ſprochen hobe. die Vertreter der a. und a. Mächte würden mit a C r über J riedensvertrag von
r nung zum Parlament teht. Aus dieſem Grunde hal größter Bereitwilligkeit eine Komm ſſion zu dieſem Zweck ein n ermain. er Staatsſekretär wandte ſich gegen
agel ten wir auch den Beſchluß der Nationalverſammlung, ſetzen, ſobald der Frieden unterzeichnet ſei. Der Friede ſei unter die territorialen Beſtimmungen, die zwei Fünftel
en der die Legislaturperiode des künftigen Reichstages zeichnet und bereits von Den chland ratifiziert. Aber iremes Deutſch- Oeſterreichs der Fremdherrſchaft preisgeben und
rtrieb auf fünf Jahre feſtſetzt, für einen höchſt unglück noch warte die dentiche Regierung vergeblich auf die Bildung eine nationale Unterdrückung ohnegleichen bedeuten.
ehe lichen Vas was Sege Beſchluß gerade ver meiden der Ententelommiſſſon. Die von Deutſch Oeſterreich zu deckenden reren
e. 5170 will, die hohe Aufwendung politiſcher Nervenkraft Zur verzögerten Heimkehr der Gefangenen würden ungefähr 70 Prozent von 68 Milliarden

durch häufige Wahlperioden, wird dadurch gerade her ſegt die „Köln. Zig.“: Wenn etwas erreicht werden ſoll,betragen, ſodaß 8000 Kronen auf jeden Kopf entfallen.
ann muß jeden Tag von uns in Verſailles proteſtiert W TB. Wien, 22. Juli. Geſtern fand unter Vorſitz des Vize-aufbeſchworen. Die Aenderungen denen die Stellung werden, dann müſſen wir jeden Staat der Welt auffordern, kanzlers Fink ein mehrſtündiger Kabinettsrat ſtatt, in dem die

an dem Befreiungswerk mitzuwirken. Auf die Dauer können Sriedensbedingungen einer eingehenden Erörterung unterzogen
die Alliierten ſich gegen energiſche Vorſtellungen nicht ſper wurden. Heute abend begeben ſich Präſident Seitz, Vizekanzler

r z x j Fink und die Staatsſekretäre Bauer, Schumpeter und Zerdikren. Sie müſſen endlich das erfüllen, was uns im Friedens nach Feldkirch, wo ſie mit Staatskanzler Renner eine Begegnung
wiegenden Entſcheidungen werden die Anträge auf vertrag zugeſichert worden iſt haben werden. Freitag vormittag treffen ſie wieder in Wien

ein. Der Hauptausſchuß wird Freitag nachmittag, die National-

Volksabſti e m a
ſich häufen, was vo eſe Treſtanſwand bedeutet, als Der große engliſche Bergarbeiterſtreit. die e gegehnebgken Vor den Bericht ver en Srtedens

nahme des Volkes in dieſen revolutionären
unterworfen iſt, werden zur Folge haben, daß ſich das
jeweilige Parlament mit der Dauer ſeiner Legislatur-
periode dem Volksempfinden entfremdet. Bei ſchwer-

wenn etwa das Parlament alle zwei Jahre erneuert Amſterdam, 22. Juli. Der Londoner Berichterſtatter deswürde. Da aber die Dauer der Rechtsgültigkeit des „Telegraaf“ e daß der Kohlenſtreik in Yorkſhire da Umfſturz in Ungarn?
kommenden Parlaments ein Teil des verfaſſunggeben vurch, daß 50 000 Arbeiter, die mit Pumpen und anderen all uJen, den Rechtes der Nationalverſammlung iſt ſo iſt ſich gemeinen Sicherungsarbeiten beſchäftigt waren, die Arbeit We er L

sden. b t dagegen nichts machen. Um ſo dringlicher muß pergges haben, einen ſehr ernſten Charakter angenommen Zurch ein Triumvirat erſezt worden ſei. e Rameylen. aher unſere Forderung ſein, daß die Neuwahlen für hat. Jn e beſteht die Gefahr daß die Stahl und er neuen Männer werden nicht genannt. Bela Khum
den Reichstag nicht weiter verzögert werden. Er muß aſchinenfabriken den Betrieb einſtweilen einſtellen müſſen.

ott, eben ohne die Vertreter der ſtrittigen Gebiete zuſamTauſende von Arbeitern ſind infolge der Kohlennot ſchon jetzt oll angeblich nach Wien geflüchtet ſein, was als Beweis da
ir angeſehen wird, daß die neuen Machthaber nicht

mengeſtellt werden, und wenn der neue Reichstag zu ohne Arbeit. Die Führer der Bergarbeiter beurteilen diewie der Einſcht tommt, daß die dann endgtiitig geregelten Lage gis erſt Sie und andere Nitgſeder re tun r. r r
e Beſitzverhältniſſe Deutſchlands bei der Zuſammen des Bergarbeiterverbandes werden heute in London er- Sturz Vela Khuns durch die Auflöſung er Roten
e ſetzung des Reichstages der Berückſichtigung bedürfen, wartet. Geddes iſt nach Porkſhire abgereiſt. Der Bericht Armee veranlaßt wurde. Aus heimtorreſpondſo kann das für ihn nur der Grund ſein, eine Berichti erſtatter der „Times“ meldet aus Sheffield, daß eine in Süd Zurde vor längerer Zeit mitgeteilt, daß die Un n Sein
e gung über die Dauer der Legislaturperiode vorzu Vorkſhire eingeleitete Unterſuchung ergeben habe, daß be Khun nicht mehr zu halten wünſchten, nachdem es m nicht

nehmen. reits drei Schachtanlagen mit Waſſer voll gelaufen ſind. Jn ringen iſt, die Anerkennung der Ränevepublik durch die
e Die bürgerlichen Parteien haben verſtändlicherweiſe anderen VBergwerken ſtrömen große Waſſermengen ein. Die Friedenskonferenz zu erzielen. Beſonders übel habe man die
e ihren Grund, Neuwahlen zu fürchten. Die Einſicht des j Veamten der Vergwerke trachten die Pumpen in Gang zu ache genommen, daß er eine Verbindung mit den ruſſiſchen 4Bürgertums den Zeiterforderniſſen gegenüber hat ſich halten. Man befürchtet. daß heute auch die letzten Maſchi gdurch die Nevoluiſen nicht weſenttt e r. a.Verhalten ſeiner Parteien in dem verfloſſenen Monat tion in Frage geſtellt und die g des Betriebes nichts hören wollten.

hat nicht dazu beigetragen, dem Parlamentarismus erſchwert werden würde. Ein Bergwerksbefitzer ſprach dieeinen Ruhmeskranz zu lechten. Die Schuld liegt na Befürchtung aus, daß die Gruben, wenn die Ueberſchwem England will ſeine Truppen aus Rußland zurücziehen.
türlich bei den Wählern, die nach der Revolution mit mung einen großen Umfang annehme, ganz geſchloſſen bleiben London, 22. Juli. Reuter. Churchill teilte im Unter
den tönendſten Programmen der werden. 2 J e nete W da c vritijchen Teupren e 7 s e

e London, 22. Juli. Reuter. Bonar Law erklärte im der Freiw entruppen u r rmiſſionen,h Ter Tit rogram Unterhaus, der Streik der Kohlenbergarbeiter habe ſich im falls ſich keine Zwiſchenfälle ereigneten aus RNord Rußland
men die mit dem praktiſchen Wirken ihrer Vertreter eringen Maße auf Lancaſhire, Rottinghamſhire und zuerücgezogen werden ſollen, bevor das Weiße Meer zugefro
ad immer in Einklang zu bringen ſind. Ein großer Monmanthſhire ausgedehnt in geſamt 88000 Koh ren iſt.
Teil der bürgerlichen Gähler iſt natürlich ſehr ent lenVers euteausſtändis ſeien. das Schulkompromiß.
täuſcht, was bei den Neuwahlen zweifellos zum Aus- Ueber die Ausdehnung der engliſchen Streiks Von zuſtändiger Stelle hören wir: Kultusminiſter
druck kommen wird. Dazu kommt, daß die wirtſchaft wird der „Voſſ. Ztg.“ berichtet: Infolge Kohlenmangels Haerit ſteht auf dem Standpunkte, daß das Schulto nors
lichen Verhältniſſe, welche die Grundlage des politiſchen durch den Streik in Jortſhire ſchloſſen in Leeds ſchon einige miß nach einmal durch geprüſft werden muß, und zwar
Empfindens der Stände bilden, ſich immerfort in einem Faſchinenfabriken. 8000 bis 10 000 Maſchinenatbeiter ſind in ſchultechniſcher Sinſicht.
Maße verändern, das nicht ohne weſentliche Aenderung Hadurch arbeitslos. Folls Ende der Woche keine Kahlen Außerdem ſollen bei der Beratung auch Sach os

des r S ſſes, im Gegenſatz fommen. fürchtet man, daß in der e e rte von tändege hinzngezogen Watet n wird hin de
em Januar 5 efähr ann ohne Arbeit ſein werden. Wie dem „Berl. Tagebl.“ mitgeteilt wird, hättWir Sozialdemokraten können dieſe Weiterent- Leeds ungefäyr s 000 e zialdemokratiſche Fraktion der Landesverſammlung das vor

wickl des politiſchen Bewußtſeins nur als ganz in dem Kultusmi i te Rückunſerer Eine begrü Der u z. r Um den öſterreichiſchen Friedensvertrag. e en t bewinigt da n ab
Zeit kommt, das hoffen wir zurericheits l vie Sitaatskanzler Renner lehnenden Standpunkt des Miniſters gegontiber dem Shhul

dem Sozialismus her l hat geſtern nachmittag Germain verlaſſen, vm kompromiß teilt
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Vom parlamentariſchen 6umpf.

Von Ad. Thiele, M. d. N.
Daß die in Weimar zur Beratung ſtehende Reichs

oerfaſſung nicht in allen Einzelbeſtimmungen den Geiſt
atmet, den die neue Zeit fordert, iſt eine Binſenwahr-
heit. Gleichwohl wäre es einfach lächerlich, zu verken
nen, daß ſie in ihren Grundzügen mit dem vorrevolu-tionären Syſteme völlig r und eine freiheitliche
Entwicklung nicht nur ermöglicht, ſondern ſoweit
das durch ein Geſetz geſchehen kann verbürgt. Nur
wer grundſätzlich u hinarbeitet, alles, was in Wei
mar beſchloſſen wird, dem Volke zu verekeln,
kann dieſe Tatſache in Abrede zu ſtellen verſuchen.

m Volksblatte wird nun von einem Mitgliede
ber Nationalverſammlung“ ein Artikel über den par-
lamentariſchen Sumpf veröffentlicht. Wörtlich
iſt darin zu leſen, die Beratung der Grundrechte ent
wickle ſich immer mehr zu einer ren er
tionären Orgie der bürgerlichen Parteien, der
konſtruktive Teil der Sorge ſei zum Jnſtrument
des Harem die klaſſenbewußtenArbeiter geſtaltet worden, und in den Grundrech-
ten ſolle ſie zu einem Boll werk werden, das diereaktionären re t egen jeden Verſuch
einer freiheitlichen Regelung ſchütze.

Dieſe tolle Uebertreibung erinnert wirklich an
jenen Unteroffizier, der einen Soldaten, bei dem ein
Uniformknopf nicht geſchloſſen war, anſchnauzte, wie er
es wagen könne, halbnackt anzutreten. Weder im Ab-
ſchnitte über die Grundrechte, noch in den Kapiteln

er das Verhältnis des Staates zur Kirche und der
Kirche zur Schule iſt unſeren ſozialdemokratiſchen For-
derungen Re purß etragen worden. Doch davon kann
ſelbſt in dieſen A allerwege nicht die Rede
ſein, daß ſie Bollwerke der Reaktion ſeien. Auch in den
Augen der Unabhängigen ſind ſie es nicht; denn dieſe
Partei hat vielen Paragraphen dieſer Abſchnitte de-
battelos zugeſtimmt. Jhre weitergehenden Anträge,
für die unſere Fraktion faſt ausnahmelos geſtimmt
Hat, haben nicht die Mehrheit gefunden. Das iſt zu
bedauern, aber ändert nichts an der Tatſache, daß auch
dieſe angefochtenen Artikel einen entſcheidenden Schritt
nach vorwärts allenthalben in ſich ſchließen. Uebri-
gens: Wer iſt denn ſchuld daran, daß die Nationalver-
ſammlung keine ſozialdemokratiſche Mehrheit beſitzt?
Doch nur die Unabhängigen mit ihren erbärmlichen
Machenſchaften und ihrer linkiſchen Politik, die vom
Revolutionsbaume reife Früchte pflücken wollten, nach
dem die Blüten ſich eben erſt geſchloſſen hatten.

Die Verſumpfung des Parlaments findet der Ar
tikel des Volksblattes namentlich in der Behandlun
der Rechte der unehelichen Kinder. Dabe
hätten auch die Rechtsſozialiſten „ihre völlige politiſche
Verſumpfung“ offenbart. Wie ſtand die Sache! Wir
haben für den Antrag der Unabhängigen geſtimmt, daß
der Mutter eines unehelichen Kindes im amtlichen Ver-
kehr die Anrede „Frau“ zuſteht, und haben dieſem
Antrage, r den auch mehrere Demokraten ſtimmten,
zur Annahme verholfen, ſo daß dieſe Beſtimmung Auf-
nahme in die Verfaſſung finden wird. Dann aber
rer die Unabhängigen weiter beantragt, das unehe-
iche Kind habe den Namen des Vaters zu führen. Wir

dagegen forderten, das uneheliche Kind ſolle das Recht
haben, den Namen des Vaters zu führen. Wir wollten
alſo keinen Zwang in dieſem Falle ausüben, weil recht
vielen Unehelichen gar nichts daran gelegen ſein kann,
den Namen des Vaters zu tragen. Die plumpe Tol-
patſcherei der Unabhängigen, die ihr Auftreten ſo oft
kennzeichnet, hätte viele Uneheliche in eine höchſt wider
wärtige Zwangsjacke geſteckt. Deshalb haben auch wir
dieſen unabhängigen Antrag abgelehnt und an unſerer
3 ung des Paragraphen feſtgehalten. Und deshalb

äuber und Mörder!
Wenn die in zweiter Leſung beendet iſt

und eine Zuſammenſtellung der Beſchlüſſe vorliegt,
wird es möglich ſein, den Leſern ein abgerundetes,
klares Bild zu entwerfen. Es wird unſere Genoſſen

nicht voll befriedigen, aber es wird auch keinen Anlaß
geben zu der maßlos übertriebenen Verdonnerung, die
der Artikel des Volksblattes vollzieht, der zu dem bur-
lesken Schluſſe gelaugt, im Abſchnitte der Grundrechte
herrſche „der Geiſt der finſterſten Reaktion“, und der
Abſchnitt ſei ſo geſtaltet, daß das deutſche Volk ein Recht
habe, zurückzukehren zu den Zuſtänden des Vor-
November.

Höher geht's nicht! Genoſſe E. Heilmann hat un-
längſt die Unabhängigen die „Sekte der Selbſt-
beſpucker“ genannt. Das iſt in der Tat die tref-
fendſte Bezeichnung. Jhre phariſäiſche Selbſtüber-
ebung hält die. Wage mit ihrer demütigen Unterwür-
igkeit gegenkber den Kommuniſten, deren Sklaven ſie
nd und deren Peitſche ſie reichlich zu koſten bekommen.

Jm Namen des Sozialismus geben ſie vor zu han-
deln; in Wirklichkeit verraten ſie ihn und die Jnter-
eſſen der Arbeiter täglich. Jm Namen der Freiheit
üben ſie eine Gewaltherrſchaft aus, einen Geſinnungs-
zwang, die ſelbſt in der Vor-Novemberzeit um mit
dem Volksblatte zu ſprechen unmöglich geweſen
vären. Jm Namen der Gleichheit erſtreben ſie die
Tyrannei einer Minderheit über die Mehrheit. Die
roben Ausdrücke „Maulſozialiſten“ und „Maulradi-
ale“ ſind für ihr Auftreten erfunden worden und ſind

nur zu berechtigt.
Das parlamentariſche Auftreten der Unabhängigen

beweiſt einen Tiefſtand, auf den allerdings die Bezeich-
nung „parlamentariſcher Sumpf“ anwendbar iſt. Zwei
Beiſpiele aus den letzten Tagen mögen dafür angeführt
ſein. Am Sonnabend ſtand ein kurzes Geſetz zur Be-
ratung, daß die Zölle auf Waren, die nach Deutſchland
eingeführt werden, in Gold zu bezahlen ſeien. Jeder
war über die Gründe zu dieſer Maßnahme unterrichtet
und billigte ſie. Nur der e Wurm hielt
auch dieſe Gelegenheit für geeignet, die unentbehrliche
Schimpfkanonade gegen uns loszulaſſen. Er „bewies“
aus unſerer Zuſtimmung zum Geſetz, daß wir einen
neuen Verrat an den Arbeitern und am Parteipro-
ramm verübt und die Intereſſen der Agrarier und
roß induſtriellen vertreten hätten. re als ihm klar

worden war, daß es doch gar keine Zölle auf
ebensmittel und Rohſtoffe mehr gebe, daß vielmehrin der Hauptſache nur V ubacgen ſtände den Zoll be

ahlen müßten und daß doch wahrlich kein Anlaß vorlege „den Kriegsgewinnlern und ſonſtigen Kapitali-

ſten auf Koſten der Geſamtheit die Einfuhr von
uxuswaren zu erleichtern, ſchwieg er n. Das Geſetz

wurde dann angenommen gegen die Stimmen
der Unabhängigen und der Konſervati-
ven, die übrigens neuerdings wieder recht häufig in
ihrer Stellungnahme übereinſtimmen. Ein zweites

eiſpiel: Das Kaligeſetz von 1910 und die ſpäteren da
zu gehörigen Beſtimmungen waren von der Regierung
u einer neuen Verordnung zuſammengefaßt, ark imbopai erenden Sinne erweitert und moderniſiert wor
en. r Entwurf mußte ſchnellſtens erledigt werden,

da die Löhne der Kaliarbeiter ſofort erhöht werden ſoll
ten, um einen angekündigten Streik zu vermeiden, und
für dieſe Erhöhung die Genehmigung der Verordnun
Vorausſetzung war. Der zuſtändige Ausſchuß tra
Donnerstag abend zuſammen. Das Geſetz ſieht die Er
richtung eines Reichskalirats aus 30 Perſonen vor, zu
dem auch 11 Arbeiter gehören (außer Werksbeſitzern,
Landwirten, Vertretern der R uſw.). Die Ar-beitervertreter ſollten durch ihre Gewerkſchaften ge-
wählt werden. Da trat der S Düwell-Ze auf und e tragte die Wahl der Arbeiter durch
ie Bergbezirksräte. Gen. Sachſe machte ihn darauf

aufmerkſam, daß es nur einen ſölchen Bezirks-
rat in Deutſchland gebe, nämlich den in Halle. ürde
dem Wunſche Düwells entſprochen, ſo bedeute das eine
anz beträchtliche i der Entſcheidung, weilhaun erſt überall die Bezirksräte für Bergarbeiter ge

wählt werden müßten. Trotz dieſer Belehrung brachte
Düwell ſeinen Antrag ein, der natürlich gegen ſeine
und Dr. Cohns Stimme abgelehnt wurde. Nunmehr
ſtellte Gen. Sachſe feſt, daß die Unabhängigen, wenn
ihr Antrag angenommen worden wäre, die ſofor-
tige Lohnerhöhung der Kaliarbeiter, die

jetzt am ſchlechteſten bezahlt werden, un
m gemacht hätten.enügen dieſe kleinen Beiſpiele? Wollte man
leichartige Vorgänge ſammeln, ſo könnte man jeden

Tag neue Beiſpiele anführen, durch die das Beſtehen
eines parlamentariſchen Sumpfes erwieſen wird. Nur
ſind es gerade die Unabhängigen, die im Sumpfe ſitzen.

[—„zJ„WW

Gemeinſter Bruderlumpf.
Geſtern bereits haben wir berichtet, daß ſich die

Unabhängigen juſt den Tag, der der Völkerverbrüde-
rung dienen ſollte, ausgeſucht haben, um in gemeinſter
Weiſe gegen ihre deutſchen Klaſſengenoſſen zu wüten.
Die Unabhängigen hatten die gewaltſame Sprengung
der neun für dieſen Tag von den Mehrheitsſozialiſten
angeſetzten Verſammlungen planmäßig vorbereitet und
mit größter Brutalität durchgeführt. Schon um 3 Uhr
hatten ſie mit ihren Leuten die Verſammlungslokale
gefüllt, ſo daß die ber unſerer Partei, die erſt
viel ſpäter zu den um 5 Uhr anberaumten Verſamm-
lungen kamen, zu Tauſenden keinen Einlaß fanden.
Der Vorwärts ſchreibt zu dieſen Vorgängen mit Recht:
Was hat man hier in Berlin am 21. Juli geſehen?
Wüſteſten, leidenſchaftlichen Kampf der Arbeiterklaſſe
untereinander, haßerfüllten Bruderſtreit, ein wildes
Drauflosſchlagen in der brutalſten, S tenForm, blutige Schädel und verzerrte Geſichter. l8
ein ſchwarzer Schatten der Schande ſenken
ſich die Auftritte in den geſtrigen Verſammlungen über
das Bild des Tages. Wer die Szenen miterlebt hat,
die ſich geſtern im Gewerkſchaftshauſe abgeſpielt haben,
dem wird die Schamröte darüber nicht ſobald von
den Wangen verſchwinden, daß ſo etwas über-
haupt möglich war, daß Arbeiter, die doch auch
Sozialiſten ſein wollen, ihr eigenes Haus in
dieſer Weiſe ſchändeten.Wer ſind jene Geſellen, die wie auf einer baye-
riſchen Kirchweih Tiſche und Stühle entzwei ſchlugen,
die ein Trommelfeuer von vielen Hundert Biergläſern
gegen die Bühne richteten, wo Frauen und Männer
ſaßen, die in der friedlichen Abſicht gekommen waren,
ihre Solidarität mit dem Weltproletariatzu bekunden? Wer ſind jene traurigen Helden, die
mitten im Tumult Revolverſchüſſe in den mit Menſchen
vollgepfropften Saal abfeuerten, wodurch unüberſeh-
bares Unheil hätte entſtehen können? Sollen das wirk-
lich Männer ſein, die früher in Reih und Glied mit uns
ekämpft, die mit uns geſungen haben: „Nicht mit
em Rüſtzeug der Barbaren, mit Spieß und

Schwert nicht kämpfen wir“?!
Wir können es nicht glauben. Es können nur

jene ehemaligen Gelben geweſen ſein, die ſich
jetzt ſo zahlreich unter den maulradikalen Elementen
finden und ihren alten Haß gegen die organiſierte Ar-
beiterbewegung jetzt nur in anderer Richtung
austoben. Organiſierte, geſchulte Arbeiter, welcher An-
ſicht und Richtung ſie auch immer ſein mögen, hätten
ſich niemals ſo aufführen können wie dieſe Prügel-
helden, die in dem Hauſe der Arbeiterſchaft eine Ver-
ſammlungsſchlacht aufführten, wie ſie Berl'n bis heute
noch nicht zu verzeichnen gehabt hat. Wir müſſen es
offen ausſprechen: An dem Tage, welcher der Erhebung
der Herzen und der Weihe zum internationalen Ge-
danken dienen ſollte, hat das Verſammlungsweſen der
Berliner Arbeiterſchaft durch dieſe brutalen und wohl
organiſierten Sprengungen der Ausdruck iſt eigent
lich viel zu milde, um öleſe Gewaltſzenen zu charakteri-
ſieren einen noch nicht da geweſenen Tief-
ſtand erreicht.

Die Freiheit natürlich glaubt dieſes traurige Schau
ſpiel noch beſchönigen zu müſſen und operiert mit der
„gerechten Empörung“ der Maſſen. Wie klein, rig
und gemein ſind doch die Brüber, mit denen wir un
rumzuſchlagen haben, und irre wird man an dem
Gerede, daß ſolche Leute noch das gleiche, große ſoziali-
ſtiſche Ziel mit uns haben wollen.

c SZT.Ü;

Die „Einigkeit“ der „Herzbrüder“.
In der Sonnabend-Vollverſammlung der links-

radikalen Arbeiterräte Groß-Berlins kam es zu
heftigen Auseinanderſetzungen zwiſchen Kommu-
niſten und Unabhängigen. Die Kommuniſten
wollten wiederum auch die Volksernäh-
rung am 37 ſt ille gen. Richard Müller
ſtellte feſt, daß, als er beim letzten Streik die Gas und
Waſſerwerke ausnehmen wollte, er bei der äußerſten
Linken den größten Widerſtand gefunden habe. Aber
am nächſten Tage verlangten die linksradikalen

ArbeitsTkoſenräte, er ſolle dafür ſorgen, daß
ihnen die Arbeitsloſenunterſtützung an
dieſem Tage e V werde. Als neulichin der Vollver ln er Beſchluß gefaßt wurde, die
wilden Fuhrwerke zu boykottieren, waren es führende
Leute der Kommuniſten, die ſofort nach Schluß der
Verſammlung ſolche wilden Fuhrwerke be
ſtiegen. Richard Müller und ſeine Freunde haben
aber gar nichts getan, um andere Arbeitervertreter
egen n Beſchuldigungen dieſer Burſchen zuſh en. Nun mögen ſie ſich, nachdem unſere Genoſſen

ausgetreten ſind, gegenſeitig die Haare ausreißen, ſie,
die ein Herz und eine Seele ſind.

Der internationale Gewerkſchaftskongreß.

Amſterdam, 19. Juli. Das Sekretariat des nieder
ländiſchen Gewerkſchaftsbundes teilt mit, daß dem in
ternationalen Gewerkſchaftskongreß, der am Montag,
den 28. Juli beginnt, eine Vorkonferenz vorangehen
wird, die am 25. alt und im kleinen Saale des
Concertgebouw abgehalten werden wird.

Die Tagesordnung für den Kongreß iſt end-
ültig folgendermaßen feſtgeſegt worden: 1. Eröffnung;

Wahl des Bureaus; 3. Mandatsprüfung; 4. Ge-
ſchäftsbericht der r e des Jnternationalen Gewerk-Hals einſchließlich der Berichte der Amſter-
amer Zweigſtelle und des Pariſer Korreſpondenz-

bureaus; d. Beratung des Entwurfes- der neuen Sta
tuten des Jnternationalen Gewerkſchaftsbundes;
6. das zeitweilige Außerkrafttreten der Beſtimmung
der alten Jnternationale, laut der ans jeden Lanve
nur eine Gewerkſchaftszentrale dem Jnternationalen
Gewerkſchaftsbunde angeſchloſſen ſein kann; 7. Beſtim
mung des Landes, in dem der Jnternationgle Gewerk-
ſchaftsbund ſeinen Sitz haben wird; 8. Wahl der Leitung
des Jnternationalen Gewerkſchaſtsbundes; 9. Feſl
etzung der Beiträge; 10. Beratung über das Bernerin von 1919 mit Einſchluß des Programms vor
eeds (19016) und des Berner Programms von 1917;

11. Stellungnahme zur internationalen Lage; 12. Be
ratung über die Aktion des Jnternationalen Gewerk-
ſchaftsbundes; 13. 7 me zur Berner Reſolu-
tion von 1919 über den Pölkerbund; 14. Stellungnahme
zu dem im Oktober 1919 in Waſhington ſtattfindenden
Kon

olgende Länder werden auf dem Kongreß vom
28. Juli vertreten ſein: Nordamerika, Argentinien,
Belgien, Bulgarien, Dänemark, Deutſchland, England,
Finnland, el Holland, Jtalien, Luxemburg,orwegen, Oeſterreich, Serbien, Spanien, Schweden,
Schweiz, Tſchechoſlowakei und Ungarn.

Tagung des Jntor nationalen Transportarbeiter
verbandes.

Das Het Haandageehtenblatt erfährt, daß auf der
in Amſterdam m r Konferenz der Jnter-nationalen ransportarbeiterfödera-tion beſchloſſen wurde, im Laufe des November in
Kriſtiania einen Kongreß der Abgeordneten der ver-
alten en dem Bunde angeſchloſſenen Länder abzu
alten.

Der Friedensvertrag im engliſchen Nnterhaus.

Rotterdam, 22. Juli. Wie der Parlaments
korreſpondent der „Daily News“ ſchreibt, war die geſtrige
Bera ung im engliſchen Parlament ſehr zahm. Die Haupt
redner enthielten ſich einer enkſchiede nen Kritik. Der einzige
Zweifel, den Maclean im Namen der ungabhängigen Libe-
ralen zum Ausdruck brachte, bezog ſich auf den polniſchen
Korridor. Robert Cecil billi als Gan denFriedensvertrag, erhob jed ernſtliche denken

en die Regelung betreffend den polniſchen Korridor, dasSSertal. die 1 jehria der rechtsrheiniſchen
Nich-feſtfBrückenköpfe und die etzung der von Deutſchland zu

zahlenden rn 1 Cecil ſagte überden Völkerbund: r Bund könne nur glücken, wenn
er eine neue Auffaſſung über die internationalen Beziehungen
brächte. Die Oeffentlichkeit ſolle das Weſen des
Völkerbundes ausmachen und die große Waffe, auf die
man ſich verlaſſe, ſei die öffentliche Meinung.
Deolin forderte den Premicrminiſter auf, die Regelung der
iriſchen Frage in die Hand zu nehmen. Die Antwort
Lloyd George darauf fiel kühl und trocken aus.

Der Friedensvertrag wurde im engliſchen Unterhauſe in
allen Lefungen mit 163 gegen 4 Stimmen angenommen.

General émuts für Verſöhnung mit Deutſchland.
Haag, 18. Juli. General Smuts, der am heutigenreitag nach Südafrika abreiſt, hat eine Abſchieds-

otſchaft veröffentlicht, in der er auf eine verſöhn-
liche Haltung gegenüber dem früheren Feinde
drängt. Während Monaten, ſo führt es ans, haben wir
geſehen, wie Eberts Republik den Kampf für die euro-
äiſche Ordnung gegen die militäriſche Reaktion und
ie Anarchie geführt hat. Deshalb verdient dieſe Re

publik unſere Unterſtützung und Hilfe. Wir
müſſen alles tun, um ihre Stabilität zu vergrößern
und ſie in den Völkerbund aufzunehmen.

Bezüglich Rußlands darf die Entente nur als
unpartetiſcher wohlwollender Freund und Helfer
auftreten.
Freier Güterverkehr von und nach dem beſetzten Geblet.

WTP. Frankfurt, 21. Juli. Die Frankf. Kta.“ mel
det aus Frankfurt: Das Jivilkommiſſarigt V keit it, durch
die Aufhebung der Blockade iſt nunmehr auch der VSüter-
verkehr zwiſchen dem beſetzten und unbeſetzten Gebiet frei.
Verboten bleibt nach wie vor die Ein- und Ausfuhr vom
Waffen, Munition und Kriegsmaterial, die Ausfuhr von
Farbſtoffen, Platin, Gold und Silber, genünzt und in barem,
owie fremden Geld iſt ohne Genehmigung des interalli-
erten Wirtſchafts-Komitees in Koblenz nicht geſtattet. Aus

dieſem Grunde wird die Kontrolle der Poſtpakete mit aller
Strenge durchgeführt werden. Kohlentransporte unterlie-
en auch weiterhin den bisherigen Veſtimmungen. Der
onftige Güterverkehr iſt keinerlei Beſchränkungen unter

worfen. Damit ſind auch die bisher geltenden Beſtimmungen
für Ein- und Ausfuhr von Möbeln uſw. aufgehoben.

Die Geſtaltung der Veſatzungsverhültniſſe im Rheinland.

Köln, den 22. Juli. WTB. meldet: Vor den
auf heute nach Köln eingeladenen Vertretern aller
rheiniſchen rrreeroe aus Stadt und Land machte

rUnterſtaatsſekret r. Lewald, der Vorſitzende derdeutſchen Kommiſſion für die Verhandlungen in Rex
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ſailles über das Beſetzungsabkommen Mitteilungen
über den bisherigen Gang der Berhapnvag. Es
waren aus allen Landesteilen des beſetzten Gebietes
Vertreter erſchienen, mit Ausnahme des Re-
gierungsbezirkes Wiesbaden. Die erſchie-nenen Vertreter aller Behörden der Stadt und Land-
kreiſe der Provinz, der Geiſtlichkeit aller Bekenntniſſe,
der Beamten und Lehrer, der Gewerkſchaften und
Handelsintereſſenten, der Landbevölkerung und Schiff
fahrt nahmen Gelegenheit, ihre Wünſche für die Ge-
ſtaltung des Beſatzungsverhältniſſes vorzubringen.
Der neuernannte Reichs und Staatskommiſſar v. Stark
hielt eine Anſprache über die Aufgaben ſeines Amtes
und entwickelte die Geſichtspunkte, nach denen er be-
ſtrebt ſein werde, ſich der ihm anvertrauten Intereſſen
wahrzunehmen.

Die Sozigliſierung der Elektrizitüt.
Berlin, 23. Juli. Das Reich wirv bei der Sozialiſie

rung der elektriſchen Energie den Beſitz der Freiſtaaten
und Kommunen nicht antaſten.

Cine Ausnahme wird nur gemacht bei Höchſt-
fpannnngsleitungen. Dieſe ſollen in den Beſitz des
Reiches übergehen.

Verſtaatlichung ehne Entſchädigung.

Der Landtag des Freiſtaates Lippe-Detmold
„erabſchledete geſtern ein Landesgeſetz über die Ver-
ſtaatlichung des geſamten Haus- und Familienfidei-
kommiſſes vhne jede Abfindung an das vormals
fürſtliche Haus. Der mit dem Landtagsausſchuß ver-
einbarte Vergleichsvorſchlag wurde vom Landtage ver-
worfen.

Die Reichseiſenbahn.
Weimar, 22. Juli. Durch Verfügung des Reichs

präſidenten vom 21. Juli wurde der Reichsminiſter
Bell mit der Leitung der Vorarbeiten für die Ueber-
führung der Staatseiſenbahnen auf das Reich und mit
der Bildung des Reichsverkehrsminiſteriums betraut.
Auch ſind ihm die Befugniſſe übertragen, die dem
Reichskanzler gegenüber den Reichseiſenbahnen zu-
ſtanden. Der Zweck der Bildung des Miniſteriums
iſt die Zentraliſierung des Verkehrs, außerdem die Li-
guidierung der elſaß-lothringiſchen Eiſenbahnen und
die Ueberleitung der Eiſenbahnen und Waſſerſtraßen
auf das Reich. Dazu treten die Aufgaben auf dem Ge-
hiete des Luft- und Kraftwagenverkehrs.

Gegen die Steuerflucht!
Das Reichsfinanzminiſterium plant außer dem Geſetz

gen die Steuerflucht, deſſen Entwurf heute ver-
kzfentlicht worden iſt, eine Reihe weiterer ſehr ein-
ſchneidender Maßnahmen, die der Steuerhin-
terziehung energiſch einen Reigel vorſihieben ſollen.

Das Reichsfinanzminiſterium weiß ſich mit weiten Kreiſen
der Bevölkerung einig in dem Wunſche nach ſchärfſſber
Erfaſſung der großen Vermögen und hofft, daß
die Bevölkerung auch ſolchen Maßnahmen Verſtändnis ent
gegenbringen wird. Es ſuht vor allen Dingen bers d
Steuerveranl i die Einſchätzer zu zwingen, ihre

äDeklaration dem tat ichen Stand ihres Vermögens
nach abzugeben. Das Geſetz gegen die Steuerflucht ſoll nur die

Abwanderung des Kapitals ins Ausland
verhindern. Die iſt aber, daß man das ganze
im Auslande befindliche Kapital heran ziehen kann. Beim
Grundbeſitz iſt dies nicht ſchwer. Der liegt offen da. Der
Staat ſelbſt kann die Richtigkeit der Einſchätzung jederzeit
nachprüfen. Viel ſchwerer iſt es mit dem mobilen. Ka-
ptal. Es ſind nunmehr laut „D. T.“ im Reich. inanz-
miniſterinm Erhebungen im Gange, durch radikale Maß-
nahmen auch hier eine ſcharfe Kontrolle des Status zu ew
inöglichen. Vor einigen Tagen hieß es, daß ſä m t liche
Wertpapiere und 3insſcheine zur Abſtempe-
lungaufgeboten werden ſollen, damit man die Tnhaber
feſtſtellen, und ihr Vermögen berechnen kann. Wir können
z i shligteie dieſer Nachricht beſtätigen. Aber nicht genug
amit.
Das Reichsfinanzminiſterium rig ſich ſogar mit der Ab
ſicht, daß geſamte Papiergeld einzuziehen und
ſtatt deſſen Gutſcheine auszugeben. Man wird mit
den Tauſendmarkſcheinen beginnen und ſie nummerweiſe zur
Enziehung aufrufen. Dadurch werden alle Beſitzer von
Vanknöten gezwungen, ihr Papiergeſd aus den verſchiedenſten
Vankdepots im Jn wie im Auslande herauszuholen.

Helfferich greift Erzberger an.
Berlin, 22. Juli. Von WTVB. wird gemeldet: Der Staats

niniſter außer Dienſt Herr Helfferich macht in der Kreuzzeitung
neue heftige Angriffe gegen den Reichsfinanzminiſter T
den ex zu einer gerichtlichen Klage zu ſich demüht. Jm
r ſeiner Ausführungen erhebt er die folgende poſttive
Ankkager Wenn ein Politiker es z Wege bringt, als Schieds
richter einen Prozeß zwiſchen dem Reichsfiskug und einer privaten
Geſellſchaft zugunſten der Geſellſchüft zu entſcheiden,
die letzte Entſcheidun r der Geſellſchaft am 24. Mai zrunterſchreiben und 4 arauf am folgenden 14. Junl, alſo drei

Wochen ſpäter, in den mit ſtattlichen Tantiemen dotierten Auf
ſichtsrat dieſer r wählen zu laſſen,ſo iſt vom Standpunkt der geſchäftlichen und politiſchen Wohl
anſtändigkeit dieſer Mann für mich erledigt. Jch würde

Mann nicht zinen Tag als Prokuriſten in meinem
Geſchäft behalten. Jch würde ihm jedenfalls niemals auch nur
den kleinſten Vertrauensauftrag in die Hand geben.
Jch frage erneut: Sollen das deutſche Reich und das deutſche
Volk an den Krebsſchaden Erzberger zugrunde gehen?

Aufhebung der Standgerichte in Bayern.
.FTB. Berlin, 22. Juli. Laut „B. T.“ wurde das Stand-

gericht in Bayern mit Wirkung vom 1. Auguſt durch amtliche
erfügung aufgehoben; aber der am 31. Juli 1914 über Bayern

verhängte Kriegszuſtand wird vorläufig aufrechterhalten. An-
ſtelle des Standgerichtes treten am 1. Auguſt die durch neues
Heſetz errichteten Volksgerichte bei inneren Unruhen.

Der demokratiſche Parteitag.

Dieſer Tage findet in Berlin der Parteitag der
bürgerlichen Demokraten ſtatt. Die deutſch-demokrati-
ſche Partei wurde bald nach dem 9. November von den
am weiteſten links gerichteten bürgerlichen Elementen
et Leben gerufen. Vor die Wahl geſtellt, eine Partei
er wirklich ehrlichen Republikaner und Demokraten

zu bilden, oder die vielen Liberalen vorſchwebende
re Sammelpartei zu ſchaffen, entſchied man ſich für
as letztere und nahm nicht nur faſt die geſamte frühere

fortſchrittliche Volksparte andern auch noch gute zwei
Drittel der Nationalliberalen bei ſich auf. Dadurch

wurde die urſpruniche Etgenart der Parter verwiſchtund es kamen Leute herein (auch in der Führung), bei
denen, wie das „Berliner Tageblatt“ feſtſtellte, einem
Wirren Republikaner eine Gänſehaut überlaufen
onnte.

Die Politik der Partei ließ infolgedeſſen viel an
demokratiſcher Prinzivienfeſtigkeit zu wünſchen übrig.
Namentlich bei den Verfaſſungsberatungen der Natio-
nalverſammlung hat die Partei in vielen Punkten den
a gegen freihe tliche Forderungen gegeben,
noch in den letzten Tagen hat ſie die Aufhebung der
Todesſtrafe und die Gleichberechtigung der unehelichen
Kinder verhindert. Auch in reinen Verfaſſungsfragen
hat ſie verſägt, ihr verdanken wir die Ablehnung kurzer
Legislaturperioden uſw.

Schwerer als dieſe Sünden aber wiegt das Ver-
halten der Demokraten in der Friedensfrage, wo
ſie die Regierung, an der ſie ſeit dem Februar teilge-
nommen hatten, im Stich ließen, um ſich der Verant-
wortung zu entziehen. Mutig war das nicht. Am erſten
Tage der Tagung hat der Abg. Peterfen, der das of
zielle Referat über die Tätigkeit der Fraktion hielt, die
Folgen des dempkratiſchen Austritts aus der Regie-
rung in den ſtrahlendſten Farben gemalt. Zentrum
und Sozialdemokratie hätten den Demokraten bereits
zu verſtehen gegeben, daß es ohne ſie nicht ginge, aber
nun würden die Demokraten, wenn man ſie zum Ein-
tritt ins Kabinett aufforderte, erſt einmal ihre Bedin-
gungen ſtellen und erklären: „Nur wenu ihr unſere
Forderungen bewilligt, treten wir ein.“

Welcher Art dieſe Forderungen ſein dürften, das
ergab das weitere Referat Peterſens, daß eine ganz
mancheſterlich gefärbte Agitationsrede gegen den So-
zialismus darſtellte. Die Demokraten aber irren ſehr,
wenn ſie bei der Sozialdemokratie eine große Geneigt-
heit vorausſetzen, ohne weiteres unter ein von den
Demokraten errichtetes kaudiniſches Wirtſchaftsjoch zu
kriechen. Nicht nur in Wirtſchaftsfragen haben die
Demokraten verſagt, ihr Finanzminiſter hat auch
monatelang jede geſunde Steuerreſorm hintertrieben,
die den Beſitz belaſtet hätte. Wir ſehnen uns durchaus
nicht nach den demokratiſchen Bremsklötzen in der
Sozial- und Steuerpolitik zurück.

Aber auch eine lebhafte Oppoſition war auf dem
Parteitag vertreten. Jhr Hauptredner war der Abg.
von Richthofen. Er kritiſierte die Stellungnahme
der Partei zur Friedensfrage und vor auem zu den
Verfaſſungsfragen. Lebhafte Anfeindung fand anch die
Stellung der Nationalverſammlungsfraktion in der
Frage der 5 jährigen Legislaturperiode. Der Parteitag
geht weiter.

Berlin, 22. Juli. Der demokratiſche Parteitag
hat den Abgeordneten Friedrich Naumann mit 285
Stimmen zum erſten Vorſitzenden der Partei gewählt.

Reichspräſident Ebert wieder in Berlin. Der Präſi
dent wierd, wie wir erfahren, Ende dieſer Woche nach
der politiſchen Aucſprache mit dem größten Teil der Regie
rung von Weimar nach Berlin zurückkohren.

Die Entſcheidung über den Kaiſerprozeß Eine Reufker-
depeſche meldet aus Paris: Die Entſcheidung über den Kaiſer-
prozeß wird am 9. September fallen. Die neue Kommiſſion
ür die Verantwortlichkeit am Kriege wird am 30. Auguſt

ihre Beratungen abſchließen.
J

Beendigung der zweiten Leſung der

Verfuſſungsporlagen.
aDeutſche Natienalverſammjung.

WTB. Weimar, 22. Juli. 63. Sitzung. Am Regie-
rungstiſch: Dr. David, Dr. Preuß und Schlicke.Präſident Fehrenbach eröffnet die Sitzung um
10 Uhr 10 Minuten.

Die zweite Beratung des Verfaſſungscntwurfes
wird mit dem Artikel 18 (territoriale Gliederung
des Reiches) fortgeſetzt, zu dem der Kompromißantrag
Loebe (Soz.), Trimborn (Ztr.), Heile (Dem.) vor
liegt. Nach dieſem Antrag bedürfen Gebietsänderungen oder
Neubildung von Ländern innerhalb des Reiches der Zuſtim-
mung der beteiligten Länder und der Beſtätigung durch
Reichsgeſetz Stimmen die Länder nicht zu, ſo kann eine Neu
bildung durch Reichsgeſetz (Ausſchuß-Beſchluß: Verfaſſungs-
änderung des Reichsgeſetzes) erfolgen, wenn die Bevölkerung
ſie will und ein überwiegend allgemeines Jntereſſe ſie er-
heiſcht. Die Abſtimmung der Bevölkerung erfolgt, wenn ein
Drittel der Wahlberechtigten des abzutrennenden Gebietes
ſie verlangt. Zum Beſchluß einer Gebietsänderung ſind min
deſtens zwei Fünftel der Stimmen aller Wahlberechtigten er-
forderlich. Bei Abtrennung von Bezirksteilen iſt der Volks-
wille des ganzen Bezirkes feſtzuſtellen. Ein Streit über die
Vermögensauseinanderſetzung wird durch den Staatsgerichts-
hof für das Deutſche Reich entſchieden.

Der Kompromißantrag will ferner in die Uebergangs-
beſtimmungen einen neuen Artikel 164a aufnehmen, wonach
die Beſtimmungen des Artikels 18, die für den Fall gelten,
daß die Länder nicht zuſtimmen, erſt zwei Jahre nach Ver
kündung der Reichsverfaſſung in Kraft treten.

Durch den Kompromißantrag ſind die meiſten zur Aus-
ſchußfaſſung geſtellten Anträge hinfällig geworden. Ein An-
trag der Abgg. Dr. Graf v. Poſadowsky (Dn.) und Genoſſen will die Beſtimmungen, die ſich auf die mangelnde Zu
ſtimmung der Länder beziehen, ganz ſtreichen, die Abgg. Dr.
Heinze (D. Vpt.) und Genoſſen beantragen, daß bei man-
r Zuſtimmung der Länder eine Neubildung oder Ge-
ietsänderung nur durch ein Verfaſſungsändern des Reichs

geſetzes z kann, wenn das Reichsintereſſe es erheiſcht.
n Verbindung mit Artikel 18 werden die Artikel 62

und 64 (Stimmrecht und Vertretung der Länder) im Reichs
rat beraten.

Zu Artikel 62 beantragen die Sozialdemokraten Auer
und Genoſſen die Abänderung, daß Länder, die weniger als
eine Million Einwohner haben, nur dann ſtimmberechtigt
ſind, wenn durch Reichsgeſetz anerkannt wird, daß überwie

wirtſchaftliche Gründe eine beſondere Vertretung er-
ordern.Jn Artikel 64 beantragen die unabhängigen Sozialdemo-kraten Frau Agnes und Genoſſen, daß die preußiſchen

Stimmen nicht von den Provinzialverwaltungen, ſondern von
den W r en, und zwar auf Grund des Reichs
tagswahlrechts zu be tellen ſind. Die Abgg. Dr. Heinze
(D. Vpt.) und r beantragen e W daß die Summe

enmen einheitlich für jedes Land abzug

Abg. Sollmann (Soz.): Wir ſtimmen dem Kompromß-
antrag zu und lehnen den z der Deutſchnationalen a
Wir hätten allerdings das Erfordernis eines die Verfaſſung
ändernden Reichsgeſetzes gewünſcht, müſſen aber die Berechti.
gung der Gründe des Zentrums dagegen enerkennen. Ich
giaube, daß alle Vertreter der Rheinlande einig
ſind in der Auffaſſung, daß jettt irgendwelche Los-
löſungs-Experimente nicht vorgenommen
werden düren.

Abg. Kaas (Ztr.): Wir glauben in dem vorliegenden
Kompromißantrag den Vorwurf einer ehrlichen Ver
ſtändigung gefunden zu haben. Berechtigten Wünſchen
nach Neubildung muß der Weg geöffnet werden, ebenſo nach
drücklich ſind aber

ſinnloſe Stagtsgründungen zu verhindern
In der rheiniſchen Frage muß naynentlich vie Schwerhörigkeit
der preußiſchen Regierung eufhören.

Abg. Falk (Dem.): Heute marſchiert bereits der Ge-
danke des Einheitsſtagates. Eine Zertrümmerung
oder Atomiſierung Preußens in I Zeit würden wir für
anz beſonders ſchädlich und unheilvoll halten. Die Los
öſung der Rheinlende von Preußen in dieſem

Augenbück würde gleichbedeutend ſein mit ihrer Los-
löſung von Deutſchlan b.

Abg. Dr. Philipp (Dn.): Wir werden alle Kräfte in Be
wegung ſetzen. um die Teilung Preußens zu ver-
hindern, denn die Zertrümmerung Preußens iſt das
letzte Kriegsziel des Feindes, und dieſen Liebes
dienſt kann ihm Artikel 18 nur erleichtern. Auch der Machit-
hunger gewiſſer Parteien glaubte auf den Trüm-mern t ſein Ziel zu erreichen.

Preußiſcher Miniſter Heine: Preußen iſt weit entfern!
von jedem preußiſchen Partikularismus. Preußen iſt nicht
abgeneigt, im Intereſſe der Vereinheitlichung auch preußiſche
Gebietsteile herzugeben, und es verhandelt über ſolche Ab-
ſichten bereits mit dem Freiſtagt Hamburg und mit den thü-
ringiſchen Staaten, aber es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dann
auch die Staaten. denen wir mit Gebietsabtretung helfen, nun
auch ihrerſeits dem Wunſche nach Vereinheitlichung der Ver-
waltung Rechnung tragen. Es gibt für den Augenblick genug
Problemne, die der Löſung harren, da ſollten wir uns doch
die Arbeit nicht noch dadurch erſchweren, daß wir den Appa-
rat des preußiſchen Staates mit ſeiner Ver-
waltungsorganiſation über den aufen
werfen. Jch glaube daher, der Artikel 18 ent pricht in
ſeiner jetzigen Faſſung den Vedürfniſſen, die ſowohl bezüglich
der freien Weiterentwicklung der beſtehenden Organiſationen,
wie auch der Sicherung und der Benutzung deſſen, was ſchon
vorhanden iſt, beſtehen. (Beifall.)

Heſſiſcher Juſtiz miniſter v. Rrentano: Auch in Preußen
haben ſogar hoch geſtellte Beamte autonomi-
ſtiſche Pläne vertreten. Uns gegenüber wird man direkt
beleidigend. Es wird von einem landesverräteriſchen Syſtem
geſprochen. Der Staat, wie wir ihn etwa projektieren, würde
ein beſſeres Bollwerk für die deutſche Sache ſein, als es andere
Staaten mit hakatiſtiſcher Färbung geweſen ſind.

Ag. Dr. Haaſe (U. S. Preußen muß in das Reich auf-
gehen. Dann müſſen aber auch die ſüddeutſchen Staaten folgen.

Ein Schlußantrag Gröber (Ztr.), Löbe (Soz.) und
Blunck (Dem.) wird mit geringer Mehrheit angenommen
Nach Annahme 97 geringfügiger Aenderungen wird der
r öbe-Trimborn-Heile zu Art. 18in namentlicher Abſtimmung mit 169 gegen 71 Stimmen bei
16 Stimmenthaltungen angenommen.

Artikel 62 wird in der Ausſchußfaffung mit einem von
dem Abg. Luppe (Dem.) beantragten Zuſatz angenommen,
wonach das Stimmenverhältnis im Reichsrat jeweils ent
ſprechend der Volkszählung neu geregelt werden ſoll. Art. 164
wird unter Ablehnung aller Anträge unverändert in der
en Siannng angenommen. Ebenſo wird Artikel 1644 ge-
nehmigt.Das Haus nimmt nunmehr die geſtern ausgeſetzte Ab-
ſtimmung über Artikel 162 (Rätegartikel) vor, in der
ſämtliche e r abgelehnt werden, bieauf den Antrag Delius (Dem.), der im Reichswirtſchafts
rat und in den Bezirkswirtſchaftsraten nicht „die wichtigſten
Berufsgruppen“, ſondern „al le wichtigen Berufsgruppen“
vertreten ſehen will. Mit dieſer Aenderung wird der Art. 162
in der Ausſchußfaſſung angenommen.

Zu dem geſtern erledigten Artikel 152 (Bodennutzung)
iſt noch r t die namentliche Abſtimmung über den An-
trag Auer und Genoſſen (Soz.), der vie Aufhebung der
privaten Regale und Rutungsrechte verlangt.
Sie ergibt die Annahme des Antrages mit 132 gegen
118 Stimmen.

Die Sitzung wird abgebrochen. Weiterberatung 4 Uhr:

Rachmöttagsſttzung.

Die Sitzung wird um 4 Uhr 20 Minuten von Präſident
Fehrenbach wieder eröffnet.

Die Beratung ſetzt ein bei dem Abſchnitt „Uebergangs-
und Schlußbeſtimmungen“.

Artikel 164 beſtimmt, daß in den nächſten fünfzeh
Jahren Mitglieder der Familien von Lan-desherren, die 1918 in Deutſchland regiert
haben, nicht zum Reichspräſidenten ge-wählt werden können. Je ein Antrag Arnſtadt
und Genoſſen (Dn.) und Dr. Hei l und Genoſſen (D. V.)
will die Beſtimmungen ſtreichen. Ein Antrag Frau nes
und Genoſſen S.) will, daß die Mitglieder ſolcher Fami
lien, die in Deutſchland regiert haben, überhaupt nicht
zum Reichspräfidenten gewählt werden können.

Abg. Gröber (Ztr.): Merkwürdig, daß in der freieſten
Verfaſſung die Freiheit der Wahl in einem wichtigen Punkte
durchbrochen wird durch eine Art Ausnahmegeſet.

Abg. Dr. Philipp (Dn.): Dieſes Ausnahmegeſetz muß
fallen kraft der neuen reinen demokratiſchen Forderung des
gleichen Rechtes für alle.
Abg. Dr. Kahl (D. Vpt.): Rur oder Angſt hat

eine ſolche Beſtimmung diktiert. Bei nd aber keine ver-
w. Motive für die mAbg. Braun Franken (Soz.): Die Monarchie hat in
jahrhundertelanger Arbeit tiefe Wurzeln in das Volk ge
trieben und ganze Generationen in ihrem Geiſte erzogeh.
e gute demokratiſche Gewiſſen muß für die Beſtimmung
ein.

Abg. Seger (U. S.): Die wirklichen Demokraten der Welt
werden aus der Beſtimmung entnehmen, wie weit der Re
publikanismus in Deutſchland verankert iſt.

Abg. Nuſchke (Dem.): Wir Demokraten werden ſowohl
den Antrag der Unabhängigen wie die Faſſung des En
wurfes ablehnen. Die Anträge der beiden ſogialdemokra
tiſchen Parteien ſind nichts andereg alsd (Zuſtimmung: Widerſpruch e den Sozial

mokraten.
Damit ſchließt die Ausſprache Der Antrag m
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Mangkgen wird durch Auszählung mit 123 gegen 117 Stim
den angenommen.

Artikel 167 beſtimmt, daß die Poſt und Tele-
irrt r Bayerns und Würt-embergs im Wege der Verſtändigung bis
um 1. April 1921 auf das Reich übergehen.

Iſt bis zum 1. Oktober 1920 keine Verſtändigung erfolgt, ſoll
durch Reichsgeſetz über die Uebernahmebedingungen und durch
ein Schiedsgericht über die Höhe der Entſchädigung ent
ſchieden werden. Gleiche Beſtimmungen trifft Artikel 168
für die Uebernahme der Staatseiſenbahnen und der Waſſer
ſtraßen auf das Reich.

Ein gemeinſamer Antrag des Zenkrums, der Deutſch-
nationalen, der Demokraten und der So ialdemokraten will
vei Mangel der Verſtändigung die ſämtlichen Uebernahme-
gen wen durch den Staatsgerichtshof entſcheiden
aſſen.

Berichterſtatter Abg. Haußmann teilt mit, daß nach den
gepflogenen Verhandlungen Bayern und Württemberg mit
dieſer Löſung der Frage einverſtanden ſeien.i i Bedenklichkönnte es ſcheinen, außer der pekunjären Aelganderhnds

auch die Regeiung verwaltungstechniſcher Fragen dem
Staatsgerichtshof zu übertragen. Aber da Bayern und Würt-
temberg damit einverſtanden ſind, glaubt auch die Reichs-
regierung, auf dieſem Wege das Ziel erreichen zu können.

Die Artikel 167 und 168 werden mit der Aenderung nach
dem gemeinſamen Antrage angenommen. Auf Antrag des
Abg. (Dem.) wird Artikel 168 auch auf die
Seezeichen erſtreckt.

Abg. Dr. Düringer (Dn.) beantragt die Einführung
eines Artikels 169a, wonach eine Eidesleiſtung rechtswirkſam
auch in der Weiſe erfolgen kann, daß der Schwörende unter
Weglaſſung der religiöſen Eidesforme erklärt: „Jch ſchwöre.“

Der Antrag wird angenommen.
Artikel 170, der die Reichsverfaſſung von 1871 und das

Geſetz über die vorläufige Reichsgewalt vom 10. Februar
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1919 aufhebt, wird mit einem Antrage Dr. v. Delbrück
(Du.), wonach behördliche Verordnungen, die rechsgültig
an gekommen ſind, bis zu einer anderweitigen geſetz
ichen Regelung gültig bleiben, und ferner einem Antrage Dr.

Quarck (Soz.), daß die Beſtimmungen des Friedeisver-
trages durch die Verfaſſung nicht berührt werden, ange
nommen.

Antrag Dr. Haas (Dem.) wird ein Artikel 1714a,
wona
die Aufhebung der Orden und Ehrenzeichen auf die Kriegs
ehrenzeichen der Jahre 1914-1919 nicht angewendet werden
ſoll, angenommen.

Artikel 172 beſtimmt, daß bis zum Zuſammentritt des
erſten Reichstags die Nationalverſammlung als
und daß der bisherige Reichspräſident bis zur gültigen hl
eines Nachſolgers Reichspräſident bleibt.

Abg. Dr. v. Delbrück (Dn.): Wir haben die Pflicht, ſelbſt
die Aufgabe der Nationalverſammlung zu beſtimmen, und
die Termine feſtzuſetzen, wo ihre Tätigkeit und die des jetzigen
Reichspräſidenten ihr Ende finden.

eichskommiſſar Dr. Preuß: Ein beſtimmter Termin
raucht nicht in dieſen Uebergangsbeſtimmungen zu ſtehen.

Daß die Nationalverſammlung und jede Partei ohne Aus-
nahme ihr Mandat nicht verlängern wird, iſt ſelbſtverär
lich. Sobald es möglich iſt, das Ende abzuſehen, wird die
Wahl feſtgeſetzt werden.

Abg. Haußmann (Dem.): Urſprünglich war vom Aus
ſchuß beabſichtigt, Termine anzuſetzen. Es erwies ſich aber
als nicht möglich.

Abg. Haaſe (U. S.): Die Nationalverſammlung iſt nicht
mehr der Ausdruck der Machtverhältniſſe im Reiche.

Abg. Quarck (Soz.): Wir ſind darüber einig, daß der
Schein vermieden werden muß, als blieben wir der Man-
datsverlängerung wegen zuſammen.

Abg. Hanßmann (Dem.) ſtellt die Einmütigkeit des
Hauſes darüber feſt, daß niemand einen feſten Endtermin

Leipzigerstr. 88,
m Fernruf 1224.
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der Nationalverſamm etzen will, da eimin bisher nicht in Vor x er e ver Tes
Abg. Dr. Cohn (U. t widerſpricht dem Vorredner und

eichstags ſpäteſtens zum
31. Dezember.

Nach längerer Debatte wird der Antrag der Unabhän-
gigen, der dahin geändert iſt, daß

der erſte Reichstag am 18. Januar 1920
gewählt ſein muß, en die Stimmen der Unabhängigen und

der Deutſchnationalen abgelehnt. (Große Heiterkeit.
Artikel 172 wird in der Ausſchußfaſſun
Der Schlußartikel 173 gelangt ohne

nahme.
Nach weiterer Ausſprache werden die vom Ausſchuß be

antragten Entſchließungen, die Regierung möge eine Reichs-
vermittelungsſtelle einrichten, ferner die Frage zu prüfen. ob
und inwieweit die Kleinſtaaten unter einer Million Ein-
wohner beſeitigt werden können, und endlich ein Geſetz über
die Aufhebung der Militärjuſtiz mit der größten
Beſchleunigung einzubringen, ſämtlich angenommen.

Nach einem Schlußwort des Präſidenten Fehrenbach wird
die Sitzung um 7 Uhr geſchloſſen.

de mit iſt die zweite Leſung der Verfaſſungsvorlage be
endet.

Nächſte r n vormittag 10 Uhr: Entgegen-
nahme einer Erklärungder Reichsregierung.

angenommen.
usſprache zur An
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zeigen in der Volksſtimme zu berufen.
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Fabrik, daher äusserst

III
Leipzigerstrasse 16

Wohnungs-Einrichtungen

(Alte Partei.)

Osſftentliche Versammiung
am Donnerstag, den 24. Juli, abends 7' Uhr, im „Goldenen Hirsch“, Leipzigerſtraße 63,

Thema:

Redner: Genoſſe Dr. Quark, Frankfurt a. Rl., R. d. R.
Freie Ausſprache.

alle! Der Kampf um die Schule und um die Verſaſſung ſteht im Mittelpunkt
Dr. Quartk iſt als berufener Sachkenner allgemein bekannt. Deshalb erſcheine jeder, dem das

Wohl der Schule, das Wohl des neun Deutſchland am Herzen liegt, in dieſer wichtigen Vey ammlung.

Arbeitsgemeinsohaft sozialistisoher Lehrer.
Sozialdemokratisoher Verein Halle.

Qualität
J. Zoehbisch,

Grosse Steinstr. 82

Alte, abgeſpielte,
auch zerbrochene

kauft zu höchſien
Preiſen ohne Gegenkauf

Gustav Unlig,
Uhren u. Muſik

werke.
Unt. Leipziger Str.

h

Möbelvertrieb

Steinweg 20

Gebiss

in allen Preislagen

Warnung
Aite künstliche und zerbrochene Zähne,
sowle ganze Gebisse nicht wegwerten!

Nur Tag bleibe hier
und zahle pro

zahn bis 3,50 M.
160

findet statt nur morgen Donners-
tag, den 24. ds. t„Stadt Hamburg“, Etngangär. Steinsir. 73, Zimm. 31, I. Stock

d r r n e r h r W e n e a
S Soeben erschienen!

Neue W. T. B.-Karte
Deutsehland und Deutseh- Oesterreich

nach dem Friedenssehlub

auf Grund emilicher Quellen bearbeitet.
Die Karte enthöält:

Das deutsche Spraohgebief sowie
die genauen Angaben der ursprüng-
Uehen Forderungen der Entente u.
der tatsächlichen Zugeständnisse.im Kotel

Spezialität:
nach Zeichnun

preiswert 2512

Danernde Veſchafrigung finden einige

Großſtüch und 1 Hoſenſchneider
bei Schwarz THüg, Gr. Steintr. 15.

l

Händler, Hauſterer!
kaufen preiswert die bekannteſten Schuhereme o Marken
„Wirtin“ und „Pils“, Lederfett, Vackwachs, Rähe
maſchinensl und andere Putzmittel,

Schnürſenkel bei

w. Loſſe, Halle a. S.,
Vedwitel wewa Dehenerhe. Semjpe 640

S Zum Preise von ,00 Mark
durch unsere Expedition zu beziehen.

Einſchränkung des Eil und
ſowie 12. rach tſtückgntverkehds.

ma In wird die Annahme von El ahd Fraas
gaas und 36. Juli 1919 geſpermt. Rundringee

Halle W
c 2

Progremn



Halle, Mittwoch, 23. Juli 1919.

Halle und 6cullreis
Halle, 23. Juli 1919.

olkskütmliche Aildungskurſe halliſcher Jg.
le vom m 1 ren e- Saalkreis

e

Heute, Mittwoch, abend von dem Bildungs-kurſus Wirtſcha t, Kunſt und Weltanſchaunng im kapi
taliſtiſchen Zeitalter“ der dritte Vortrag (achter Abend)
des Herrn Prof. Waetzold über

„Die Kunſt nach der Revolution in Frankreich
und Deutſchland

m Auditorium maximum der Univerſität a Dieſer
Vortrag, der pünktlich 8. Uhr beginnt, iſt mit Licht-
bildervorführungen verbunden.

Kampf um Schule und Verfaſſung. So lautet das
Thema, über das am Donnerstag, den 24. Juli, abends
7 Uhr im „Goldenen Hirſch“ Genoſſe Dr. QuarkM. d. N., ſprechen wird. An den Vortrag ſchließt s
eine freie Ansſprache. Genoſſe Quark iſt einer der
berufenſten Sachkenner des Weſens der Schule und
Verfaſſung. Die Arbeitsgemeinſchaft der ſozialiſtiſchen
Lehrer wie der e e Verein erſuchen umzahlreiches pünktliches Erſcheinen. Genoſſen, ſorgt für
Maſſenbeſuch. Das Thema ſtreift das Wohl und Wehe
unſerer Hinder, der zukünftigen Generation unſeres
Volkes. Darum müſſen alle, die die Zukunft unſeres
Landes intereſſiert, in dieſer Verſammlung erſcheinen.

Tagesordnung für die außerordentliche Sitzung der Stadt-
verordneten am Freitag, den 25. Juli 1919, nachmittags 4 Uhr.
Oeffentliche Sitzung: 1. Antrag auf Neuausarbeitung der Ge-
ſchäftsordnung; 2. Haushaltsplan für 1919, Kap. II--XXII;3. r un eines Betrages anläßlich der Rückkehr der r
gefangenen; gang er für die Wörth-Straße; 5. Ausführung eines neuen Waſſerdruckrohres; 6. Be
ſchaffung von Gasmeſſern; 7 Wahl von Mitgliedern in den Vor
tand der Bankier Ernſt nud Anna Haaßengier-Stiftung; 8. An
rechnung von Kriegsdienſtzeit; 9. Geſuch um Wiedereinſtellung
oder Bewilligung ein-r Rente: 10. Geſuch um Lohnnächzahlung;
(1 Beſchwerde über eine Entſcheidung des Mieteinigungsamtes;
12 Geſ um Bewilligung der V 13. Bewilligung
von Witwen u. Waiſengeld: 14. Geſuch um Weiterbeſchäftigung;
15. Antrag betr. Nutzbarmachung von Bodenſchätzen; 16. Anfrage
betr. Beſchaffung von Zigarren und Zigaretten für die Bewölke-
rung; 17. Doppelgleiſiger Ausbau der Linie Markt--RanniſchPlatz; 18. Bewilligung einer Rente; 19, Mittelbewilligung für
den Arbeiterrat. 20. Bethcke-Lehmann-Stiftung, Nachbewilligung,
21. Annahme eines Kapitals; 22. Landveräußerung Liebenauer
Straße. Nichtöffentliche Sitzung: 23. Gehaltsregulierung; 24. Be
willigung eines Gehaltszuſchuſſes; 25. Geſuch um Gehaltsregulie-
u 26. Anſtellung eines Beamten; 27. Desgl.; 28. Desgl.;
'9. Desgl.; 30 Desgl.; 31 Schiedsmannswahl.

Der Kampf gegen rechts. Mit einer Unverfrorenheit und

2

zähigkeit, die einer beſſeren Sache würdig wäre kämp-
en die Reaktionäre für ihre alten, verſtaubten und
chändlich unter den Schlitten gekommenen „Jdeen“. Bei
ins in Halle ſind ſie beſonders rege. Das iſt ſonderbar, da doch
Halle nach den Angaben der Unabhängigen „hre“ unbeſtrittene
vochburg iſt. Noch ſonderbarer iſt aber, das in eben dieſer Hoch
burg den Kampf z en die Reaktionäre dre altejozialdemokrat r Partei faſt allein zu tragen
hat. Die letzten Wochen haben das zur Genüge bewieſen, nicht
einmal ſind die Unabhängigen gegen die anmaßende Frechbet
der Deutſchnationalen auf dem Plan erſchienen. Sie haben ja
gewiß auch wihtigeres zu tun, ſie verbrauchen alle ihre Kraft im
Kampfe gegen die „Rechtsſozialiſten“ und wenn ſie dann gegen
die wahren Arbeiterfeinde zu Felde ziehen ſollen, dann iſt ihr
Arm matt und ihr Schwert ſtumpſ. Bezeichnend iſt das gewiß,
es wird noch ſchöner dadurch, daß auch die Reaktionäre die Un-
abhängigen wiederum in Frieden laſſen and all ihr Gift gegen
die Mehrheitsſozialiſten verſpritzen, die ſie für ihren größeren
Feind halten. Die Halleſche Zeitung bringt alle
Tage Beiſpiele dafür. Die Tatſache mag allen
Arbeitern und wahren Sozialdemokraten zu
denken geben.

Die halliſchen Holzarbeiter und die zentralen Verhandlungenm Holzgewerbe. Die wen wiederholt ergebnislos verlaufenen

entralen Verhandlungen über einen Reichstarif für das deutſche
dolzgewerbe wurden am 9. Juli in Nürnberg wieder aufgenom-
nen. Schon der Beginn der Verhandlungen zeigte vecht deutlich,
aß auf Arbeitgeberſeite keine Neigung wor, diesmal zu einem
voſitiven Abſchluß, der nun ſchon ſeit 1. April e
langwierigen Verhandlungen zu kommen. Den Verhandlungen
in Nürnberg ging die Generalverſammlung des Arbeitgeberſchutz-
verbandes für das deutſche Holzgewerbe in Würzburg voraus, und
von dort kamen die Vertreter desſelben mit dem Auft nichts
zu bewilligen. Nach dieſer Jnſtruktion war es ſchade für jede
Minute, die verſäumt wurde. weil dadurch die Verhandlungen von
vornherein zwecklos erſcheinen mußten. Das zeigte ſich r lei-
der erſt, nachdem man zwei Tage lang in unfruchtbare Beratungen

ſich mit dem r eingelaſſen hatte. Bei den Be
ratungen über die einzelnen Abſchnitte ſtieß ſchon der Abſchnitt II
„Tarifklaſſen“ auf großen Widerſtand der Arbeitgeber
Die Forderung, bei Reueinteilung der Tarifklaſſen neben Berlin
und Hamburg noch weitere 20 Städte in die 1. Tarifklaſſe mit zu
iübernehmen, lehnten ſie rundweg ab. Von einem Mitbeſtim-
mungsrecht der Arbeiter bei Einſtellungen und Ent-
S wollten die Unternehmer überhaupt nichts wiſſen;
nur bei Entlaſſungen in größerer Zu die ſich durch Arbeits
mangel wen machen, ſoll der Zur mitvedenonnen. Den Standpunkt der grundſägtlichen der
Ferien gaben die Unternehmer ſpäter auf Sie erklärten
bereit, höchſtens bis zu 6 Tagen Ferien gewähren zu wollen. Der
Anſpruch ſoll aber beginnen nach dreijähriger Beſchäftigung
in einem iebe Jn dieſem Jahre könne von Ferien überhaupt
eine Rede mehr ſein. Einer Verkürzung der Arbeirs-
jeit in der 1. und 2. Tarifklaſſe auf 46, in dor 3. und 4 Tarif-
laſſe auf 47 Stunden ſtehen die Arbeitgeber ebenfalls ablehnend
gegenüber. Auf die Hinweiſe, daß in verſchiedenen Städten dkeſa
und noch eine kürzere Arbeitszeit ſchon beſtehe, wurde bemerkt,
daß das nur auf gewaltſame Weiſe durch ſpartakiſtiſche Umtriebe
herbeigeführt wurde. Die Regelung des Arbeitslohnes, ſo
wie ſie im Vertragsentwurf gefordert wird, fand ebenfalls nicht
die Zuſtimmung der Arbeitgeber. Für die Tarifktaſſe ſonte
ein Durchſchnittslohn feſtgeſetzt werden: für 37 rbeiter 2,50 M.,
Facharbeiterinnen 1,60 Mk., Hilfsarbeiter 2,20 Hilfsarbeite
rinnen 1,40 Mk. in den anderen 5 Klaſſen mit entſprechender Ab-
tufung von 15 und 10 Pfg. Als Mindeſtlohn wurde gefordert
für die 1. Klaſſe Facharbeiter 2,20 M., Facharbeiterinnen 1,30
Mark, Hilfsarbeiter 1,50 Mk., Hilfsarbeiterinnen 1,10 Mk., eben-
falls mit Abſtufung in den übrigen Klaſſen. Eine Teuerungs
julage von 40 Pfg pro Stunde wurde ebenfalls Auch
n der a wollten die Arbeitgeber keine Ju

a De h r der xinge einen 1 vorzuſchieben, wu S r v

Beilage zur Volksſtimme.
älfte des Durchſchnittslohnes eines r rer zu bezahlen.
i der Regelung der Aufgaben der Arbeiterausſchüſſe

erklärten die Arbeitgeber, erſt die Verabſchiedung des Geſetzes
über die Betriebsräte abwarten zu wollen. Nachdem ſo die Ver
handlungen auf einen toten Punkt angelangt waren und ernſtlich
zu m drohten, wurde ſeitens des unparteiiſchen Vorſitzenden
er t, die Frage der Arbeitszeitverkürzung einem

Schiedsſpr rch das Reichsarbeitsamt zu unterwerfen, über
die übrigen ſtrittigen Punkte weiter zu verhandeln. Nach langenEinzelberatungen wurde dieſer Vorſchlag beiderſeitig angenom-

men und die Verhandlungen forigeſept Dieſe Verhandlungen
mußten, nachdem wiederum faſt zwei Tage lang hin und her ge
redet wurde, als nedyültig geſcheitert werden. Wäh-rend des langen Hinausſchiebens dieſer Verhandlungen haben die

ieſigen Holzarbeiter folgende Forderungen aufgeſtellt: 1. Aner-ennung der 2. Lariſtiaſe für Halle durch die Arbeitgeber.
2. Ausgleich des Lohnes für die dur
kürzten Arbeitsſtunden. 3 Eine Erhöhung aller beſtehenden Löhne
um 35 Pfg. pro Stunde, als Abſchlag bis zum Abſchluß des allge-
meinen Reichstarife und zwar rückwirkend ab 1. Juli. Die hie-
ſigen Arbeitgeber lehnten jedoch jedwede Verhandlung glatt ab
und beriefen ſich anf die zentralen Verhandlungen in Nürnberg.
Inzwiſchen hatten die hieſigen Holzarbeiter die Arbeitszeit aus
eigener Jnitiative auf 46 Stunden feſtgeſetzt. Der Vorſitzende
des hieſigen Schutzverbandes der Arbeitgeber forderte, zurückge-
kehrt von den Verhandlungen in Nürnberg, die Wiederherſtellung
des alten Zuſtandes. Da es jedoch nicht zu den verſprochenen
Verhandlungen gekommen iſt, beſchloß eine allgemeine Ver-
trauensmännesſitzung des Holzarbeiterverbandes, unbedingt an
den erhobenen Forderungen feſtzuhalten. Auf eine Anfrage des
Kollegen Winkler. ſtellte Herr Andag im Namen des Schutz
vrbandes dem Frageſteller ein Schreiben zu, in dem die Arbeid
eber mit ſchroiffen Herrenſtandpunkt jede Verhandlung ab-
ehnen Außerdem drohen ſie noch mit Ausſperrungen, wenn nicht

ſofort die vertraglich feſtgeſetzte Arbeitszeit wieder eingeführt
wird. Die die ſchon ſeit Anfang April in immer
währenden Verhandlungen ſtehen und jetzt endlich auf eine Zu
ao offten, waren von dieſer „Zuſage“ natürlich enttäuſcht. Am

n Unternehmern zu zeigen, wie bitter einſt es ihnen mit ihren
Forderungen iſt, faßte i ſie deshalb den Beſchluß. am Sonnabend,
den 19. Juli in den Streik zu treten Sie werden mit aller Ener
gie verſuchen, ihre berechtigten Forderungen durchzuſetzen.

Hilfwerk zur Unterbringung von erholungsbedürftigen und
kranken Kindern in der Schweiz. Der erſte Transport von Halli-
ſchen Kindern nach der Schweiz iſt nach Ueberwindung vieler
Schwierigkeiten geſichert. Es werden im ganzen 217 Kinder am
29. Juli von Halle abfahren. Von dieſen werden 120 von Schwei-
zer Familien unentgeltlich aufgenommen. Für 20 Kinder ſind
die Mittel durch private Sammlungen, und vom Bund zur Er-
baltung und Derung der deutjchen Volkskraſt, ſoweit die Bei
träge der Eltern nicht ausreichten, aufgebracht worden. Für
16 Kinder bezahlen die Eltern und 50 Kinder kommen auf Koſten
der Stadt Halle nach der Schweiz. Die Kinder werden in beſon-
ders ſchönen Gegenden der Schweiz untergebracht. Ein Teil kommt
nach r ein anderer nach Davos reſp. Lugano, ein
weiterer Teil wird die wunderbar ſchönen Gefilde des Vierwald-
ſtätter Sees bewundern können. Dieſer erſte Transport iſt abge-
ſchloſſen. Ein zweiter wird für Ende Auguſt zuſammengeſtellt.
Für dieſen hat die Stadt Halle bereits 80 Kinder angemeldet.

Eine geringe Zahl von Kindern wird nach Davos reſp. Lugano
überführt werden können, und zwar dank einer Spende des Zen-
tralvereins für Tuberkuloſenfürſorge. Es wäre ſehr erfreulich,
wenn noch weitere Spenden für den guten Zweck gegeben würden.
Erfreulicherweiſe ſind in der letzten Zeit mehr Mittel gefloſſen.
Es ſoll in den nächſten Tagen öffentlich über die Gaben quit-
tiert werden.

Welche Kinder werden für die Ferien im Ausland aufgenom-
men? Es wird nochmals darauf hingewieſen, daß alle unter Mit-
wirkung des Herrn Geheimrat Abderhalden, des ſtädtiſchen
Geſundheits- und Jugendamtes im Ausland untergebrachten
Kinder nur nach ihrer geſundheitlichen Bedürftig-
keit ausgewählt werden. Dabei muß es der ärztlichen
Stelle überlaſſen bleiben, daß auch Kinder, die äußerlich einen
wohlgepflegten Eindruck machen, deswegen Berückſichtigung fin-
den, weil ſie lungenkrank ſind.

Andererſeits ſind auf Wunſch der Gaſtgeber im Ausland und
aus ärztlichen Gründen oftmals ſolche Kinder auszuſchalten, bei
denen eine Krankheit ſo ſehr fortgeſchritten iſt, daß einerſeits aus
ärztlichen Gründen dem Kinde der weite Transport nicht mehr
szugemutet werden kann. Keinesfalls dürfen Kinder mit offener
Tuberkuloſe, offenen ſkrofulöſen Wunden, Ausſchlag und Unge-ziefer ins Ausland verſandt werden. Es wird nicht verkannt,
daß dieſe notwendige Auswahl den einen oder anderen hart trifft.
Jedoch iſt ſie mit Rückſicht auf die Vorſchriften der Auslands-
ſtellen erforderlich, die unbedingt innegehalten werden müſſen,
wenn nicht das ganze Werkk der Wohltätigkekit geſährdet werden
ſoll. Schließlich wird nochmals darauf aufmerkſam gemacht, daß
die ſtädtiſchen Stellen auch den Zeitpunkt der Abreiſe der Kinder
nicht in der Hand haben. Er hängt von der Einreiſe-Genehmi-
gung der ausländiſchen Zentralbehörde ab. Die Eltern werden
über den Zeitpunkt der Abreiſe, in dem dieſer den ſtädtiſchen Be
hörden bekannt wird, rechtzeitig in Kenntnis geſetzt.

Die Fürſorgeſtelle für Lungenkranke, Salzgrafenſtr. 1, teilt
mit: Der Monat Juni brachte wieder eine höhere Jnanſpruch-
nahme. Die ärztlichen Sprechſtunden wurden von 596, die
Schweſternſprechſtunden von 674 Perſonen. beſucht. An die
Univerſitätskliniken wurden 23, an Kaſſenärzte 19 Perſonen zurBehandlung überwieſen Briefe gingen über 350 hinaus. V
über 100 Fällen wurden Lebensmittelzuſätze vermittelt bezw.
abgegeben. Jmpfungen auf Tuberkuleſe wurden 714 vorge-
nommen, Auswurfun erſuchungen 74 veranlaßt, Heilſtättenkuren
34 angeregt. ür Kinderheilſtätten, Ferienkolonien, Soolbäder,
Kinderhorte, Erholungsheime, Landaufenthalt wurden 48 Kin-
der in Vorſchlag gebracht. Krankenhausaufnahmen wurden 4
veranlaßt. ietszuſchüſſe wurden in 28 Fällen wettergezahlt,
offene Tuberkuloſen wurden 190 überwacht. Sprechſtunde iſt in
der Fürſorgeſtelle Werktags täglich von 3-4 Uhr außer des
Sonnabends. Die Fürſorgeſtelle kann auch von Angehörigen des
Mittelſtandes in Anſpruch genommen werden, wenn ſie von
ihren behandelnden Aerzten überwieſen werden. Beſonders rege
wurde unſere Röntgenabteilung in u genommen und
zwar in dieſem Monat von über 200 rſonen. Jn ſie kann
jeder halliſche Arzt Kranke zur Aufnahme eines Röntgenbildes
überweiſen. Sie ergänzt in vor e Weiſe die ſonſtige
Diagoſtik. Jm vorigen Bericht en wir unſerm Bedauern
über die mangelhaften Zuſätze für die Lungenkranken Ausdruck

Wie wiör inzwiſchen erfahren haben, hat daran dieen. 2 dWeruehr ſteigende, zeitweiſe ſogar bedrohliche Schwierigkeit
in der Lebensmittelverſorgung der Stadt überhoupt Schuld ge
tragen. Das Stadternährungsamt hat ſich nach uns geworde
nen Mitteilungen in jeder Weiſe bemüht, allen Anforderungen,
die zu erfüllen ſind, nachzukommen.

Zur Bankbeamtenbewegung in Halle. Jm Anſchluß an
die Zuſchrift der Bankbeamten ſendet uns die Vereinigung

Bankfrmen einen Artikel, in dem die Darſtellung der
isherigen Verhandlungen der Tarifkommiſſion in der

ſtelltbenverſammlung als einſeitig z wird. Zum Schlußwird geſagt, daß d re des Mangels an Verſtändnis und
gen mmen die Forderungen der Angeſtellten ſeitens
der twerden mu

en Bankfirmen mit Entſchiedenheit zurückgewieſen

a Am Oienstag ied in ver Lewsiger Straßeein verrre mit ginem Kraftdreirad zuſammen. e Fahr
rar wurde ſtark beſchädigt. Der Radfahrer ſelbſt erlitt mehrere
Ha nungen am Geſicht und an den Hänuden.

die zweite Tarifklaſſe ver

3. Jahrgang Nummer 165
Damenringkämpfe im Wintergarten. Donnerstag rangen als

erſtes Paar: Frl. Emmi Winter-Stettin und Frl. Hildegard Ger-
land-Brandenburg. Das warepy zwei gleichaltrige und gleich
ſchwere Ringerinnen, die beide über gute Technik verfügen. Nach
9 Minuten Kampfdauer gelang es der Stettinerin, ihre Gegnerin
durch Eindrücken der Brücke auf beide Schultern zu bringen.
Einen recht ſpannenden Kampf ſah man beim zweiten Paar: Frl.
Agnes Walter-Sachſen gegen Frl. Aenne Elmert-Hamburs. r
Kampf blieb laut Reglement nach 20 Minuten Kampfdauer un
entſchieden. Auf den Ausgang dieſes Kampfes darf mit Erwar
tung entgegenſehen. Als letztes Paar ſtanden ſich die Ber
linerin Frl. Vera Tarnow und die Leichtgewichtlerin Frl. Edel
gard Rauenſtein-Königswinter (Rhein) gegenüber. Die Ber
linertn mußte des öfteren vom Schiedsrichter wegen unfeiner
Ringweiſe zurechtgewieſen werden und ſo konnte auch dieſer
Kampf wegen vorgeſchrittener Polizeiſtunde nicht bis zur Ent

ſcheidung ausgetragen werden.
Stadttheater. Heute, Mittwoch, abends 728 Uhr, wird das

Luſtſpiel „Kümmelblättchen“ wiederholt. Donnerstag „Carmen“.
Freitag „Stein unter Steinen“. Sonnabend „Martha“. Sonntag,
nachmittags 32 Uhr, Volksvorſtellung bei ganz kleinen Preiſen
„Jugend“, abends zum Beſten der Wohlfahrtskaſſen der Genoſ-
ſenſchaft Deutſcher Bühnenangehöriger und des Deutſchen Büh
nenvereins „Hannerl“. Singſpiel von Dr. Willner und Heinz
Reichert. Muſik von Franz Schubert, bearbeitet von Prof Lafite.

Zoologiſcher Garten. Morgen, Donnerstag, nachmittags
4 Uhr und abends 72 Uhr, finden große Konzerte des Fünlier
Regiments Nr. 36 unter Leitung des Kapellmeiſters Otto Haupt
ſtatt. Die Vortragsfolgen enthalten Werke von Meyerbeer
Beethoven, Wagner, Flotow, Schubert, Voigt, Thiele, Jeſſel,Humperdinck, Mendelsſohn, Blon, Bizet, Svendſen, Offenbach,

Weber, Moszkowski, Lehar und Strauß. Zu dem Abendkonzert
haben die Wittekind- Abonnenten freien Zut!itt. Bei ungünſtige-
Witterung finden die Konzerte im Saule ſtatt.

T C„J, T
Aus der Provinz.

Corbetha. Oeffentliche Verſammlung. Sonn
abend, den 19. Juli fand hier im Gaſthof zum Saaletal eine
öffentliche Verſammlung ſtatt. Sie war als Antwort auf eine
acht Tage vorher im gleichen Lokale von den Deutſchnationalen
abgehaltene Verſammlung einberufen worden. Dort war in be
kanntec Weiſe gegen die Unterzeichnung des Friedensvertrages

ehetzt worden. Unſer Referent, Genoſſe Dreſcher, Halle, ging in
einem Vortrage auf die Einzelheiten des Friedensvertrages ein
und legte die Gründe dac, die unſere Fraktion zur Unterzeichnung
veranlaßt haben. Der leichtverſtändliche Vortrag fand die größte
Aufmerkſamkeit der Anweſenden.

Naumburg. Stadtverordnetenſitzung. Obwohl
diesmal die Tagesordnung nicht allzu umfangreich war, dehnte

Magiſtratsvorlage, für Selbſtaberntung durch die Stadt ein
traten. Wie vorauszuſehen war, wurde der von unſeren Ge

angenommen. Danach koſten Aepfel je nach Sorte 60, 45 oder

ſich die Sitzung bis 114 Uhr aus, was hoffentlich eine Ausnahme
bleibt Gleich Punkt 1. Aberntung des Hartobſtes,
brachte eine lange Ausſprache, da unſere Genoſſen, entgegen der

noſſen dahingehende Antrag abgelehnt, die Magiſtratsvorlage

35 Pfg., Birnen 50, 40, 30 Pfg. Pflaumen 35 Pfg und Fallobſt10 Pfg. Es fand eine r in die Ratsweindepu-
tation und Wahl von zwei Stellvertretern der Verwaltungs-
mitglieder der Siedlungsgeſellſchaft ſtatt. Die Verſammlung
ſtimmte der Anſtellung einer zweiten Fürſorgeſchweſter und der
Neubegründung einer Mittelſchullehrerſtelle zu. Zu Punkt 6:
Kontrolle der Gemeindevertretung, erſucht die Magiſtrats-
vorlage um Beſchlußfaſſung, daß künftig die Kontrolltätigkeit
des Arbeiterrats nicht mehr für notwendig erachtet wird. Be
merkenswert iſt hierbei, daß die Vertreter der U. S. P. hierzu
nichts zu ſagen wußten. Betreffs Rente an die Witwe eines
ſtädtiſchen Angeſtellten auf Lebenszeit ſchlägt der Finanzausſchuß
vor, dieſe Rente bis auf Widerruf zu zahlen, was die Verſamn
lung annahm Betreffs Regelung einer Titelverleihung er-
gaben ſich Meinungsverſchiedenheiten, da der Berichterſtatter
darauf hinwies. daß ja ein dahingehender Beſchluß gegenſtands-
los ſei, da ja in der Reichsverfaſſung Ausſchließung aller Titel-
verleihungen beabſichtigt ſei: der Magiſtrat zog die Vorlage
zurück. Beſetzung der Sparkaſſe mit Beamten. Es ſind bisher
3 Beamte in der Sparkaſſe tätig und 10 Hilfskräfte; der Magi
trat erſucht um Neubegründung von 4 Aſſiſtentenſtellen. Der

Finanz- Ausſchuß war von der Notwendigkeit nicht zu überzeugen
und empfahl Ablehnung. Die Verſammlung beſchloß demgemäß.

Eine längere Ausſprache entſpann ſich bei der Koſtenbewilli-
gung für einen Laſtkraftwagen zwecks Kohlenzufuhr. Unſere Gen.
Teichmann, Nikolai und Flöhl nahmen dieſe Gelegen-
heit wahr und brachten die Klagen der Arbeiterſchaft vor; Gen.
Teichmann erſuchte, noch mehr Laſtautos anzuſchaffen, da dieſe ſichbezahlt machten und gleichzeitig auf dieſe Weſſe der Fahrpreis

Steigerung entgegengewirkt werde Die Koſten werden für ein
Auto bewilligt. Der Turn verein „Frieſen“ erhält das von ihm
erbetene Stück Land zum Preiſe von 450 Mk. Die Verſamm-
lung tritt dem Magſiſtratsvorſchlag betr. Mietung eines Auto
ſchuppens zwecks Unterſtellung des Poſtautos für den Poſtauto
verkehr nach Querfurt bei. Ferner wird der Erhöhung des
Waſſergeldes zugeſtimmt. Für die vierteljährlich ſtattfinden
den Viehzählungen haben üäch nicht genügend Perſonen zur ehren
amtlichen Hilfe gemeldet und der Magiſtrat iſt gezwungen dieſen
Dienſt zu bezahlen Er fordert deshalb 3000 Mk. Dieſer Antrag
wird a nachdem Gen Teichmann das Beſchämende dieſer
geringen Meldungen gegeißelt hatte Lehrer Troſt erklärte, daß
die Lehrer bei den Volkszählungen weiterhin zur Verfügung ſtän-den. Bei der Neubegründung von 2 Sekretär- und 3 Aſſiſtenten-
ſtellen iſt die Verſammlung von der Notwendigkeit einiger Stel
len nicht zu überzeugen, es wurden nur 2 Aſſiſtenten genehmigt.
Zur Deckung des Fehlbetrags im Schlachthof-Haushaltsplan wur-,
den die Sähe des Schlachthoftarifs um 150 Prozent höher geſetzt.
Dieſe Gelegenheit benutzte Heinrich (U. S. P.), die ihm zu-
getragenen Vorwürfe gegen den Stadtrat Becker vorzubringen,
ohne ſich vorher von der Wahrheit dieſer Vorwürfe zu überzeugen.
Stadtrat Becker brandmarkte dieſe Anſchuldigungen als bewußte
Unwahrheiten und wies ſie energiſch zurück. Um Klarheit zu
ſchaffen, wurde die Schlachthofkommiſſion verſtärkt und beauf-
tag auf dem Schlachthof Erhebungen anzuſtellen und in der
nächſten Sitzung Bericht zu erſtatten. Die vorgeſchlagene
Heraufſetzung einiger Sätze des Krankenhaustarifs wurden ange
nommen. Zur Aenderung des Straßenbahntarifs war vorge-
ſchlagen, n des 10-Minutenverkehrs, Anſtellung vonaſtemn des Fahrpreiſes auf 20 Pfg. (für Ein-
De ſollen arten für 10 Fahrten zu 1,50 Mk. abgegeben
werden) und Erhöhung des Gepäcktarifs. Die Verſammlung
ſtimmte dieſen Vorſchlägen zu. Eine Eingabe der Wagenführer
wurde gleichzeitig erörtert. Die Führer bringen darin zum
Ausdruck, daß ſie wünſchen, als Schaffner berückſichtigt zu werdenund die Reuangenommenen Verwendung als Wagenführer finden;
gegen Einſtellung von en als Schaffner proteſtieren ſie, da
gegen haben ſie gegen r x n ehe nichtseinzuwenden. Bürgermeiſter Roloff verſprach, die vorgebrachten
Wünſche der alten waenh nach glichkeit zu berückſich-
tigen Rachdem eine Ausfprache betreffs der zukünftigen Pacht
verträge ſtattgefunden hatte. bi wei Anfragen don Schluß
det St Die erſte, von bürgerlicher Seite geſtellt, beſagte:Ob r Kinfio die Herſtellung der Wurſtwaren der Fleiſcher

übertragen werden könne und der Verkauf von ausländi-
peck und Schmalz den Fleiſchern überlaſſen werden ſoll?

innun
ſchem
Dazu erklärte Stadtrat Becker, daß dieſem Wunſche kaut Ver
fügung des Reichser ſtattgegeben werdennährungsamtes



die Zen-(önne; außerdem zwingen die u Verhältniſſe dazutral erei beizubehalten, da ſie ſich vorzüglich e11 ab e. r Preisunterſchied der Wurſt in Stadt-
und Landktreis bemerkt er, daß die Stadt gezwungen ſei, ihre ein
gefrorenen teuxen Schweinevorräte zu benutzen, da ſie keine
Schweine zum Schlachten bekomme. Ebenſo tragen die Gewürz-
u P zur Verteuerung bei, die Bucchendorf (der die
Wurſt r n Landkreis herſtellt) wahrſcheinlich noch auf Lager
habe. Während Heeſe (U. S P) nichts weiter zu ſagen wußte,
als den Fleiſchern Vorſchläge zu machen zur Selbſthilfe durch Einund Verkauf von Speck und Sang betonten unſere Gen. Wink-
ler und Nikolai unſere Forderung auf vollſtändige Kommu-
naliſierung des Fleiſchereibetriebes. Die zweite Ietag ging
von unſeren Genoſſen aus und beſagte, ob dem Magiſtrat bekannt
ſei, daß der Landkreis beſſeres Fleiſch bekommt als der Stadtkreis
und welche Maßnahmen er zu unternehmen gedenkt, um dieſem
Uebelſtand abzuhelfen? Gen. Winkler begründet die Anfrage
und fordert energiſche Maßnahmen Jur Abhilfe. Stadtrat Becker
gibt zu, daß dieſer Uebelſtand roh er aber bekannt, was
er ſchon alles unternommen ohne Erfolg zu haben. Die
Haupiſchuld tragen aber die Fleiſcher, da ſie nicht zu bewegen
ſind, die ſchriftliche Erklärung ihrer berechtigten Klagen zu geben,
weil ſie vor dem Viehhändler Buſchendorf, der die Hauptſchuldan dieſem Uebelſtand hat, Angſt haben. Nachdem noch längere
Zeit debattiert worden war, ſtellt Gen. Wink der die Einmütig-
keit der Verſammlung in der Verurteilung dieſes Zuſtandes feſt
und beentrag- den Magiſtrat zu ermächtigen, an den höherenmaßgebenden Stellen vorſtellig zu werden. Die Verſammlung

beſchließt demgemäß. aStaßfurt. Zuſammenbruch der Unabhängigen.
Hier iſt der Ortsverein der Unabhangigen faſt geſchloſſen zu den
Kommuniſten übergegangen. Von ihren fünf Stadtverordneten
ſind vier mit übergetreten und haben infolgedeſſen ihr Mandat
niedergekegt. Dasſelbe hat ein unabhängiger Stadtrat getan
Von dieſem Vorgang erwähnt natückich das hieſige Volkshiatt
nichts, wie es ja alle ähnlichen Vorgänu, die ſich jest ſehr häu-
fig ercignen totſchweigt. Umſomehr jfaſelt es vom angeblichem
„Zuſammenbruch“ unſerer Partei

Croßörner, Oeffentliche des ſozial-demokratiſchen Vereins. Nach longer Zeit war es uns wieder
einmal möglich, hier am Orte eine öffentliche Verſammlung ab-
zuhalten, was früher für die Referenten en mit r
e bunden war, da von Seiten andersdenkender der Spruch
„Und wil t du nicht mein Bruder ſein, ſo ſchlag dir den
Schädel ein“ zur Tat umgeſetzt wurde. Nachdem der Vorſitzende
die zahlreich erſchienenen Genoſſen un Genoſſinnen begrüst batte,
nahm Genoſſe Pikard Halle das Wort. Er ſetzte voraus, daß
die unliebſamen Vorkommniſſe im verfloſſenen Wahlkampfe in
Mansfeld und Eisleben ſich nicht mehr wiederholen dürfen, ſon
dern daß der Kamrf der Parteien untereinander nur mit geiſti
gen Waffen ausgefochten werden dürfe. Alsdann ging der Refe-
tent zum eigentlichen Thema „Warum mußten wirunterzeichnen über Jn ſeinen durchaus ſachlichen Aus-
führungen erläuterte er das Schanddokument des Friedensver-
trages and ging mit den ſchuldigen Heerführern ſcharf ins Ge-
richt. Durch mehrfachen Beifall unterbrochen, ging er auch auf
die ſchwankende Stellungnahme der verſchiedenen Parteien in
der Friedensfrage ein. um alsdann die Stellungnahme der Alten
Soz. Partei zum Streik am 21. Juli klarzulegen. Redner be-
zeichnete denſelben unter Beifall in der jetzigen Zeit als ein
„Verbrechen am deutſchen Volke Eine allgemeine Demon-
tration nach Arbeitsſchluß hätte beider Teilen gedient; zumal
es ſich im Mangsfeldſchen nicht vereinbaren läßt, da ſich hier die
B rgleute im Lohnkampfe befinden. Mit dem Avpell, ſtets die
Beſtrebungen der Alten Soz. Partei durch Beitritt zu un er
hützen, ſchloß Gen. Pikard ſeine s leungen. Der ſtarke Bei-
fall bewies, daß der Referent allen aus dem Herzen geſprochen
hatte. Der Vorſitzende Gen Hoffmann, forderte nun die An
weſenden auf, ſich zur Diskuſſion zu melden. Gen. Peter-Mans-
feld (U. S. P)), geihelte das frühere Verhalten der Mansfelder in
politiſcher Hinſicht, und es ſchien faſt, ob er nur ſeine Perſon in
empfehlende Erinnerung bringen wollte. zumal ſeine Aus-
führungen ſchwer verſtändlich waren, um ſo kräftiger ritt Gen.
Bloßfeld-Großörner (U. S. P.) ſein Steckenpferd. An allen hatte
er was zu kritiſieren, doch an praktiſchen Vorſchlägen ſcheiterte
ſeine Wiſſenſchaft Da ihm faſt keine Lorbeeren winkten, griff er
zu dem alten Ladenhüter wegen Vewilligung der Kriegskredite
unſerer Partei. Gen. Pikard erledigte den erſten Genoſſen mit
Beoweismaterial. um alsdann dem Gen, Bloßfeld einen warmen,
wenn auch für Gen Bloßfeld nicht ehrenden Nachruf zu widmen.
Unter großem Beifall ſchloß der Vorſitzende die Verſammlung.
Der Nachmittag vereinigte die Genoſſen nebſt ihren Familien zu

Amtliche Velanntmochungen für Halle 0.d.6.

Lebensmittel-Kalender.
Der Verkauf von Seefiſchen findet am Donnerstag, den

24. Juli, in den einſchlägigen bekannten Geſchäften markenfrei
t Jm übrigen verbleibt es bei unſerer Bekanntmachung vom
18. Juni 1919.

Städti cher Verkanf von Fettkäſe (2. im
Anſchluß an die Verteiluagg von Schweizer Käſe) in der Talamt-
ſchule am Donnerstag, den 24. Juli. Zugelaſſen zum Einkauf
werden die Jnhaber der Lebensmittelſcheine mit den Nummern
60 091 bis 61 590 vormittags von 8--12 Uhr und die Jnhaber der
Nummern 61 501 bis 63 500 nachmittags von 2--6 Uhr. Für
jede Perſon eines Haushaltes können 100 Gramm zum Preiſe von
5 Pfg. abgegeben werden. Der Lebensmittelſchein iſt vorzu
legen. Abgezähltes Geld iſt bereitzuhalten.

Der Verkauf von Quark erfolgt am Donnerstag, den 24.
Juli auf den Abſcknitt 14 für die eingetragenen Kunden bei dem
Milchhändler Kraneis, Dieskauer Straße 6. Auf jeden Abſchnitt
wird i Pfund abgegeben. Die abgetrennten Abſchnitte ſind bis
28. Juli 1919 abzuliefern.

Erbſen und Ackerbohnen. Diejenigen Jnhaber von Klein
dandelsgeſchäften, welche Kundenliſten eingereicht haben, werden
hierdurch aufgefordert, am Donnerstag, den 24. und am Freitag,
den 25. Juli, die in dieſer Woche zum Verkauf gelangenden Erb
ſen und Ackerbohnen abzuholen. Bekanntmachung über Regelung
des Verkaufs erfolgt ſpäter.

Halle, den 23. Juli 1919.

Amtliche Vekunntmuchungen für Weißenfels.

Bekanntmachung.
Die Reich ſtelle für Gemüſe und Obſt hat auf Erund des S 4

der Verordnung vom 3. April 1917 vom 16. Juli 1919 ab bis auf
weiteres folgende Högdſtpreiſe b etzt und zwar bei Erbſen ſer
Erzeuger auf 25 Pf., für W 7 indler auf 35 Pfg.; Kohlrabi fürErzeuger auf 18 fo für Großhändler 23 Pfg. je Pfund

Magdeburg den 16. Juli 1919.
Provinzialſt le für Gemüſe und Obſt.

Der Vorſitzendo: gez von Peiſtel.

Der Magiſtrat.

Pfänderverſteigerung
m ſtüpttſchen Sefhoemt zu Weißenfels Donnerstag, den 28. Aug.919 vormittags von d ünt ab, der nicht gellen Pfandſtuge
Nr. 1141 bis 1462, verſetzt im Oktober, November und Dezember
vorigen d enthaltend Uhren, Gold und Silberſachen,
Kle W tücke, Wä t uſw. t 3 t r,m Tage der Verſteigerung können Pfändex, die zumkauf ſtahen, nicht mehr ehigels werden.
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einer Feier, die ebenfalls unter der Käpltigen Wirkung der Ver
ſammlung am Vormittag ſtand. ehrere Reuaufnahmen für
unſere Partei krönten den rig So marſchieren wir trotz
der großen Siege der U. S. P. a la Ludendorff. Ein KurioſumEriebien ein pacr Genoſſen auf der Rückfahrt durch Leimbach.
Kam doch der Geſellenverein dahergezogen und führte die ſtolze

ahne des Sozialismus im Zuze. Aber o weh, die Muſik ſpielte
immer feſte druff: „Dem König mein Leben.“ ätten
die Genoſſen noch Zeit Lhabt, ſo wäre denſelben vielleicht noch
der Genuß von „Heil Dir im Sie n und „Jch bin ein
Preuße“ beſchieden geweſen. So ſieht im Mansfeldſchen die Er
de der Mitglieder zum Sozialismus in der ſiegreichen Hoch-
urg der U. S. P aus.

Aus et Welt.

Berlin. (Amtlich) Eiſenbahnunglück. z dem
Stettiner Vorortbahnhof in Berlin überfuhr der Vorortleerzug
104 vom Geſundbrunnen an 20 d. M. um 6 Uhr 21 vorm. den
Prellbock. Von deg auf dem Querbahnſteig hinter dem Prellbock
wartenden Reiſenden wurden lebensgefährlich verletzt: Fräulein
Erna Berner und ihr zwölfjähriger Bruder Artur aus Berlin.
Nicht lebens gefährlich verletzt wurden: Arbeiter Mognus aus
Berlin, Lackierer Ullrich aus Pankow und deſſen Ehefrau, Tiſchler
Begge aus Bernau (Mart) Die Schwerverletzten wurden in das
Lazaruskrankerhaus aufaenommen Der Betrieb wurde mit ge-
ringen Verſpätungen aufrecht erhalten. Ein Zug nach Tegelt ausfallen Wegen des ſtarken Andranges mußten bis gegen
9 Uhr vorm. Abſperrungen vorgenommen werden. Unterſuchung
iſt eingeleitet

Königsberg i. Pr. Ein Bubenſtück. Am 19. d. M. ent
gleiſte auf der Strecke Gerdauen--Friedland ein Schienenkraft-

wagen der r W n in welchem ſich Vertreter der Eiſenbahnbeamten und der Arbeiterſchaft anden,
die von einer Dienſtreiſe durch das r der Pro-
vinz zurückkehrten Bubenhände hatten in einer Gleiskrümmung
bei hnhof Spirau Sterne ar die Schienen gehäuft, die der
Wagenführer erſt im letzten Sögenblick bemerken konnte. Das
ahrzeug wurde die Böſchung de wobei die Jn

aſſen zum Teil darunter zu liegen kamen. Der Vertreter der
rbeiterſchaft, Holzmann, wurde getötet, während die übrigen

en mit mehr oder minder ſchweren Verletzungen davon
amen.

Cambrai. Eine auffliegende Mine hat 12 Per-
ſonen, darunter ſechs deutſche Kriegsgefangene, getötet und zwei
Gefangene verletzt.

Kunſt und Wiſſenſchaft.
Stadttheater. Als größtes künſtleriſches Ereignis dieſer

Spielzeit iſt nun auch Rihrrd Wagners Götterdämme-
rung, der letzte und gewaltigſte Teil des Nibelungenringes, zur
Tat geworden. Unſern einheimiſchen Künſtlern war es allerdings,
mit nur wenigen Ausnahmen, nicht vergönnt, ſich als ſchaffende
Jnterpreten an dieſer Tat zu beteiligen. Sämtliche Hauptpar-tien waren, wie bei den rorderge enden Ringfeſtſpielen, mit erſt

klaſſigen Gäſten beſetzt. Diejenigen, welche Wagners re
liche Kunſt zu würdigen wiſſen hatten damit Gelegenheit, die
Meiſterſchaft der Bayreuther zu bewun-dern, wie ſie ſich mit der Vollendung des Wagnerſchen Dekla-mationsſt i l s vereint. Ein ſo wundervolles Zuſammenſpiel,
wie es uns mit den berühnten Gäſten geboten wurde, gehört ſchon
an und für ſich zu den ſeltenſten Kunſtgenüſſen. Fritz Vogelſtrom-
Dresden, gab den Siegfried mit bezwingender Größe, in Haltung
nd Ton vorbildlich. Friedrich Plaſchke ſtellte den Guntber, der
immer zu lyriſch gezeichnet wird, endlich einmal als Mann auf
die Bühne, und ſein volles ausgeglichenes Organ glänzte unter
den fremden Künſtlern an erſter Stelle. Vielleicht konnte die
Maske etwas jünger ſein Zdenka Faßbender-Mottl, München,
gab ihre Brünnhilde in erhabener Reinheit. Das große Geheim-
nis der Schönheitslinie umgibt ihre Leiſtung in jeder Bewegung,

iſt eben die Jdealgeſtalt, die Wagner geſchaffen hat. Leider
jien die Künſtlerin ſtimmlich etwas indisponiert zu ſein, was ſich

in einigen ſcharſen Tönen der Höhe und in zeitweiſen Tremolieren
bemerkbar machte. Georg Zottmayr ließ dem düſteren
auch menſchliche Züge; ſeine ſtarke Jndividualität konnte auf die
billigen Effekte des üblichen Theaterböſewichts verzichten. Für
die eigentlich recht undankbare Rolle der Gutrune war Lilly Haf-
gren-Waag von Berlin gewonnen, die mit ihrer jugendfriſchen
Stimme ebenſo bewundert wurde wie Frieda Schreiber, Leipgig,

Die Ueberſchüſſe können in der Zeit vom 15. bis 25. Sept.
1919 abgehoben werden.

Weißenfels, den 21. Juli 1919.
Der Magiſtrat.

Neue Lebensmittelkarten.
Neue Lebensmittelkarten gelangen wie folgt zur Ausgabe:
Für die Altſtadt im Turnſaale der Bürgerſchule (Ein-

gang neben dem Schulhauſe)
am Donnerstag, den 24. Juli d. Js.

ür den Bezirk J (Bürgerſchule) von 7--8 Ubhr,
ür den Bezirk II (Lyzeum) von 8 10 Uhrür den Bezirk III (Stadthaus) von 10--12 Ubr,

für den Bezirk IV (Katholiſche Schule) von 12-2 Uhr
am Freitag, den 25. Juli d. Js.

ür den Bezirk V Marienſtraße 12) von 7--9 Uhr,
ür den Bezirk VI (Beuditzſchule) von 9--10 Uhr,
ür den Bezirk VII (Taubſtummen-Anſtalt) von 104--12 Uhr,

für den Bezirk VIII (Bergſchule Knabenhaus) von 12--1 Uhr,
für den Bezirk IX (Bergſchule Mädchenhaus) von 1--2 Uhr.

Für die Neuſtadt in der Brotmarkenausgabeſtelle Mer
ſeburger Str. 50

am Donnerstag, den 24. Juli d. Js.
für den Bezirk X von 3--4 Uhr,
für den Bezirk XI von 4--5 Uhr,
für den Bezirk XII von 5--6 Uhr.

Als Ausweis iſt der Brotſchein vorzulegen.
Die bisherigen Kundenliſten bleiben unverändert beſtehen.
Weißhenfels, den 23. Juli 1919. Der Magiſtrat.

Verteilung an Kinder bis zu 6 Jahren. An Kinder bis zum
vollendeten 6. Lebensſahre werden von heute Mittwoch ab auf
die laufende Kinderfleiſchkarte 2 Pakete Zwieback zu je 44 Pfg.
in r Verkaufsſtellen verteilt: Nr 1 bei Scheibe,Jüdenſtraße, 401-—800 Kaiſers Kaffeegeſchäft, Jüdenſtr., 801 dis
1200 Seyffarth, Friedrichſtr., 1201-1650 Strähle, Leip iger Str.,1601--2000 Stöckel Brauhausgaſſe, 2001--2406 Rtaupole Markt
2401-2800 Dettmar Tagewerbener Str., 2801 bis Schluß bei
Zilling, Gr Kalandſtr. Verkaufszeit bis Sonnabend, den 26. Juli
1919. Die Nummerneinteilung iſt von den Bezugsberechtigten
und den Verkaufeſtellen ſtrengſtens einzuhalten: unzuverläſſige
Verkaufsſtellen werden von den künftigen Verteilungen ausge-

Die Abgabe iſt von den Verkaufsſtellen wie bisher auf
der Rückſeite der Kinderfleiſchkarte mit Tintenſtift oder Firmen-
ſtempel zu vermerken. Reſtbeſtände ſind für ſtädtiſche Anſtalten
F unſerer Verfügung zu halten und am Sonnabend der Firma

othe ſchriftlich anzuzeigen Zuwiderhandlungen werden nach
8 17 der Verordnung vom 25. 9.4. 11. 1915 beſtraft.

Neue Butterkarten. Die Ausgabe der neuen Butterkarten
findet in den nachſtehend aufgeführten Ausgabeſtellen nach den
Nummern der Butterkarte am Freitag, den 28. und Sonnabend,
den 26. Juli, vormittags 8--1 Uhr, wie folgt ſtatt: Fettbüro:Schröter Enke, Siptitz, Prüfe, Krauſe; Stchtbans: önfeld,
Hoſſack, Petzold, Seinicke; Beuditzſchule: Rauſch, Stauch, Bornſchein,
Wittenbecher; Neuſtadtwache: Bierbaum, Wenzel, Konſumperein,

deren Walktraute di r entbehrlien en e e e nWirkungen verlieh. tonlicher Charakteri lbe
rich Ernſt Poſſonys wieder eine ſehr lobenswerte Leiſtung. Di
Rheintöchter waren mit den Damen Schwarz, unEichenberg und die NRornen mit Henriette Böhmer, Anna Eng
P t und Eliſabeth Schwarz. bis auf die allzu ſchrille Höhe der
etztgenannten, recht gut beſetzt. Das Orcheſter ſpielte unter der

wirklich genialen Leitung Fritz Reiners mit großer Begeiſterungund beſonders der Trauermarſch Siegfrieds g hier wohl ſelten

ſo prächtig zu Gehör gebracht worden. Die Marenchöre klangenecht wuchtig und waren gut geſchult. Auch über die Jnſzenierung

Leopold Sachſes hörte man manches Lob, dem wir uns gern an
chließen. Das brechende Gebälk der Gibichungenhalle zeigte zu
eutlich die Leinwandſtüche. Der Einſturz und die Apotheoſe ſind

hier ſchon effektvoller geſehen word n. Die r
5 Stunde Dennoch war nimand ermüdet und die den Künſtlery
dargebrachten Ovationen wollten ſchier kein Ende nehmen

Vermiſchtes.
Auf dem letzten Gewerkſchaftskongreß in Nürnh ielnoſſe Dr. Hilferding ein Korreferat ber die Soziali 3 t J

r immer nur 2ur Linken, rechts verſteht man bei der ſhleg
ten Akuſtik im Saale kein Wort. Es wird wiederholt gerufen.
„Sprechen Sie doch hierher!“ oder: „Reden Sie doch auch nach
rechts!“ Alles ohne Erfolg Als wieder einer von der Rechten
bemerkt: „Reden Sie doch nicht bloß nach links, reden Sie gerade.
aus!“, da ruft am hinterſten c r empört: „Dag
könnteeuchſopaſſen, der wird von uns bdezahkt!

Wie man wirbt. Die Deutſchnationalen verſtehen ſich auf
ihr Handwerk. Da es ihnen an Mitteln nicht fehlt, ſind ſie in
der glücklichen Lage, die 2 r ihrer Anhänger mit Liebes
aben zu ſtärken. So ſchreibt ein Genoſſe: „Dieſer Tage erhtett
ch von dem Deutſchnationaolen Handlungsgehilſenverdande ein

Sparkaſſenbuch mit einer Stammeinlage von 100 Mk. welche ih
rausbezahlt bekomme, wenn ich 10 Jahre Mitglied
in.“ So weit haben es die aufrechten Unentwegten gebrocht,

Da ſie mit ihren Grundſätzen keinen Hund mehr hinter dem Ofen
können, ſpendieren ſie Sparkaſſenbücher. Es iſt er

reulich, daß ſie mit ſolcher offenen Beſtechung ihre geiſtige Ar-mut beſtätigen.

Beleidigte Hebammen, Die Vorſitzende des Altonger Hebam-
menvereins verwahrt ſich in den „Altonaer Nachr.“ 9egen einen
Leitartikel des Hamburger Echos“, in dem es heißt: „Wir wiſſenheute, wie die „Abdankung“ des Kaiſers zuſtande gekommen iſt,
welche Hebammendienſte Prinz Max von Baden und Scheidemann
bei der Fru eburt der deutſchen Republik geleiſtet haben Di
Damen des Vereins Altonger Hebammen wenden ſich wie fol,
dagegen: Abgeſehen davon, daß dieſer Vergleich nicht ſehr glüglich gewählt iſt, iſt er geeignet, den Hebammenberuf abzu
ſetzen (12). Wenn der Verfaſſer keine ſehr hohe Meinung von dem
ernſten, verantwortungsvollen Berufe der Hebammen hat, ſo iſt
das ſeine r die ihm aber nicht das Recht gibt. den
Hebammenſtand öffentlich lächerlich (17) zu an und herabzu
ſetzen (17). Die Hebammen haben damit in dieſer tiefernſten
Zeit doch wenigſtens einmal für ein Stückchen Humor geſorgt.

Fette Belohnung. Jn der „Berliner Mor v fand ſie

r.

dieſer Tage folgendes Jnſerat: „Belohnung. 10 Pfund Butter
demjenigen, der mir meine Hündin zurückbringt. Anruf Puſſel
Cöpenick vollſtändige J Der Mann bruülſtet ſich alſo
öffentlich damit, L 3 im Fette ſchwimmt, welches er der Alkge
meinheit entzogen hat.

Alterutur.

Von der Reuen Zeit iſt ſoeben das 16. Heft vom 2. Band de
87. Fabrgara- erſchienen Aus dem Jnhalt des Heftes heben wir

rvor: Die zig Frage Von J. Meerfeld. Petersburgei
riefe. Von P. Olberg Die Sojialiſterung als Entwiclung

und n rer Von Franz Laufkötter (Hamburg).
Ein Kämpferbuch Von Joſeph Kliche. Litsrariſche Rundſchau
Ernſt Drahn und Dr. Ernſt Deutſcher Revolution
Almanach. Die Neue Zeit erſcheint wöchentlich einmal und iſt
durch alle Buchhandlungen, Poſtanſtalten und Kolporteure zum
Preiſe von 6,50 Mt. das Vierteljahr zu beziehen; jedoch kann
dieſelbe bei der Poſt nur für das Vierteljahr beſtellt werden. Das
einzelne Heft koſtet 50 Pfennig. Probenummern ſtehen jederzett
zur Verfügung.

Volland. Als Ausweis iſt der Brotſchein und die Stammkarte,
worauf ſich die Butterkartennummer befinden, vorzulegen. Ab-
handen gekommene Butterkarten werden nicht erſetzt.

Käſeverkauf. Von heute mittag ab findet in nachſtehenden
Geſchäften gegen Abgabe der 14. Margarinemarke Verkauf von
Käſe ſtatt. Auf jede Marke werden 150 Gramm zum Preiſe von
95 Pfg. re Naupold, Markt Rr. 13 031--13 560; Reich-
hardt, Saaleſtr. Nr. 13 561--14 090; Schäfer, Feldſtr., Nr. 14 09
bis 14 670; Schröder, Leipziger Str., 14 671-15 250; Konſum.,
Schillerſtr. Nr. 15 251--16 080; SHoske, Tagewerbenerſtr., Nr.
16 081--16 660. Der Verkauf findet bis 24. Juli, abends, ſtatt.

Ssvowwemwov»zseeeAmtliche Bekanntmachungen ſür Bitterfeld

Gemüſehöchſtpreiſe.
Vom 16 d. Mts. an gelten folgende Gemüſehöchſtpreiſe für:

Erzeuger Großhändl. Kleinhändl.

85 45 55en und Buſchs
angen u uſchbohnen 35 48 60Wachs und el len 45 58 70

et und Saubohnen 20 28 35öhren und Karotten
3 m. Kraut (Bahnverſand verbot 15 21 31
ohne Kraut 23 31 42rühweißkohl 18 25 33rü n eoht 20 27 35rührotkoh 23 80 40ühzwiebeln mit Kraut 20 27 35rühzwiebeln ohne Kraut 30 37 48Uebertretungen werden entſprechend beſtraft.
Bitterfeld, den 16 Juli 1919.

Der Kreisausſchuß des Kreiſes BittJ. V. Freiherr von Ende, rei
Veröffentlicht
Bitterfeld, den 19 Juli 1919.

Der Magiſtrat. Schmidt.

Verbot der Verſteigerung von Getreide auf dem Halme.
Jch mache nochmals darauf aufmerkſam, daß die Verſteigerung

von Getreide auf dem Halme ohne meine vorherige ſchriftliche Ge

e e itee,e Vvon ide auf dem Halme, auch wenn in eſerß
verboten.

Alle angeſetzten Termine über öffentl Verſteigerun nGetreide ſind binfällig und dürfen nicht e en vo

e r e 77 sanwaltſchaft angee ne T eketigen eignung des Getreides ohne Bezahlung
Bitterfeld den 18 Juli 1919

Der Landrat.
J V Freiherr von Ende, Kreisdeputierten

Verdffentlicht
Bitterfeld den 19. KTuli 1919.

Der Magiſtrat. Schmida
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